
ohne den widersprechenden Argumenten der 
Industriestaaten jene Aufmerksamkeit zu wid-
men, die sie aus sachlichen Gründen verdien-
ten. Jedenfalls waren die Entwicklungsländer 
untereinander einig, die Industriestaaten wa-
ren es nicht.
überdies waren die Industriestaaten von der 
Fülle der in den Konferenz-Dokumenten an-
gesprochenen Probleme der Entwicklungslän-
der überrascht; sie hatten offenbar auch nicht 
mit der Zielstrebigkeit gerechnet, mit der die 
Entwicklungsländer bei dieser ersten Konfe-
renz ihre Forderungen vorbrachten.

Die Schlußakte

Daher kam gegen Ende der Konferenz eine 
ausgesprochen gereizte Stimmung auf. Die In-
dustriestaaten wollten sich im Hinblick auf 
das Schlußdokument der Konferenz nicht er-
pressen und schon gar nicht in ein wirtschaft-
liches Ordnungssystem hineinreden lassen, 
das sich ihrer Meinung nach über alle Zweifel 
bewährt hatte. Schließlich betrachteten sie 
eine neue Organisation, wie insgeheim die 
ganze Konferenz, als überflüssig.
So ist es zu erklären, daß die Ergebnisse des 
vierten Ausschusses — „Institutioneile Vor-
kehrungen, Methoden und Organisation (ma- 
chinery), um die Maßnahmen zur Ausweitung 
des Handels zu verwirklichen" — zu den um-
strittensten gehörten. Nach sehr kontroversen 
Diskussionen einigte man sich auf den Kom-
promiß, der Vollversammlung der VN eine Or-
ganisation im Rahmen der Weltorganisation 
vorzuschlagen, also keine Sonderorganisation, 
die, wie etwa die FAO (Food and Agricultural 
Organization = Organisation für Ernährung 
und Landwirtschaft), finanziell selbständig ist, 
sondern ein Organ der Vollversammlung, dem 
die Haushaltsmittel von dieser zugeteilt 
wird.
Auch über alle übrigen Angelegenheiten der 
Tagesordnung kam man mit Hilfe der in den 
Ausschüssen geleisteten Vorarbeiten im Ple-
num schließlich zu einer Einigung. Es wurde 
ein grundlegendes Dokument verabschiedet, 
das unter dem Titel „Schlußakte" (Final Act) in 
die Wirtschaftsgeschichte eingegangen ist. 
Mit dieser Schlußakte ist 1964 eine Tagesord-
nung aufgestellt worden, deren einzelne 
Punkte die internationalen Beratungen bis 

heute beschäftigt haben und dies noch auf 
viele Jahre hinaus tun werden.
Die Schlußakte enthält 15 Allgemeine und 13 
Besondere Grundsätze, von denen einige sich 
nur an die Industriestaaten, andere nur an die 
Entwicklungsländer wenden. Die ersten drei 
Allgemeinen Grundsätze beinhalten die 
Richtlinien für den internationalen Handel: 
Gleichberechtigung der Staaten, Selbstbestim-
mungsrecht der Völker, den Grundsatz der 
Nicht-Einmischung, keine Diskriminierungen 
aufgrund verschiedener Wirtschafts- und Ge-
sellschaftssysteme, freies Verfügen über 
eigene natürliche Vorkommen u. a. m.
In den folgenden Abschnitten der Schlußakte 
werden dann die meisten einzelnen wirt-
schaftlichen und sozialen Bereiche behandelt 
angefangen von den verschiedenen Aspekten 
des Handels mit Rohstoffen, einschließlich der 
Indexierung, über die Industrialisierung, den 
Technologietransfer, die finanziellen Hilfelei-
stungen (0,7 Prozent des Bruttosozialprodukts, 
öffentliche Hilfe, 1 Prozent Nationale Hilfe), 
den Ersatz natürlicher Rohstoffe durch Syn- 
thetika bis hin zu Fragen der Schiffahrt, der 
Währung, der Versicherung einschließlich der 
Rückversicherung, der Interdependenz von 
Handel, Kapital und Entwicklung sowie der 
Umstrukturierung, der Förderung ausländi-
scher Privatinvestitionen und der Forderung 
nach einer neuen Weltwirtschaftsordnung 
(NWWO).
Bezeichnend für die weitergehenden Absich-
ten, die die Entwicklungsländer mit dieser 
Konferenz verbanden, ist die offizielle Erklä-
rung der „Gruppe 77", die diese nach Verab-
schiedung der Schlußakte abgab. Darin heißt 
es, daß die Entwicklungsländer die „abschlie-
ßenden Empfehlungen der Konferenz (ge-
meint war die Schlußakte; d. Verf.) nur als ei-
nen ersten Schritt in Richtung auf eine inter-
nationale Bestätigung (endorsement) einer 
neuen Handelspolitik im Dienste der Entwick-
lung ansehen .." Die Konferenz müsse ein 
entscheidender Faktor werden bei der Beendi-
gung der Teilung der Welt „in Gebiete des 
Reichtums und in Gebiete unerträglicher Ar-
mut. Diese Aufgabe ist die größte Herausfor-
derung unserer Zeit ... Die Entwicklungslän-
der sind einig in ihrer Entschlossenheit, das 
Streben nach entsprechender Abhilfe (redress) 
fortzusetzen und erwarten von der gesamten 



internationalen Gemeinschaft Verständnis 
und Unterstützung bei diesem Bemühen."

Fazit der I. Welthandelskonferenz

Als Fazit des Verlaufs und der Ergebnisse der 
ersten „Konferenz der Vereinten Nationen 
über Handel und Entwicklung" sei folgendes 
festgehalten:
1. Die Konferenz vermochte, wie U Thant in 
seiner Eröffnungsansprache sagte, nicht mehr, 
„als der Menschheit, sowohl in den unterent-
wickelten wie in entwickelten Ländern, den 
Rahmen für Grundsätze und eine aktive Poli-
tik zu schaffen, die den Handel zu einem wirk-
lichen Instrument des Fortschritts wirtschaft-
licher Entwicklung machen .. .
2. Die in Genf gebildete gemeinsame Front der 
Entwicklungsländer gegenüber den Industrie-
staaten war ein Novum.
3. Diese Gruppe der 75 hat in Genf ihre Macht 
gekostet. Sie stellte fest, was erreicht werden 
kann, wenn die Entwicklungsländer zusam-
menstehen. Allerdings hat sich der Zusam-
menhalt mit den Jahren gelockert. Die spezifi-
schen Bedürfnisse jedes einzelnen afrikani-
schen, asiatischen und lateinamerikanischen 
Entwicklungslandes bestimmen mehr und 

mehr die Überlegungen ihrer jeweiligen Re-
gierungen. Aber immer noch klingt das Er-
folgserlebnis von 1964 nach und erweist sich 
im Verein mit den nach wie vor zahlreichen 

den Industriestaaten als ein politisch einigen-
der Faktor.
4. Niemand kann sagen, die Entwicklungslän-
der hätten 1964 in Genf nicht nachdrücklich, 
umfassend und weltweit vernehmbar kundge-
tan, daß sie eine neue internationale Ordnung 
(nicht nur eine neue Weltwirtschaftsordnung) 
anstreben, auch wenn damals wie heute nie-
mand zu sagen vermochte bzw. vermag, wie 
diese neue Ordnung beschaffen sein und wie 
man sie herbeiführen könnte. Gleichwohl 
sagte mir ein Sprecher der „Gruppe der 77" am 
Ende jener Konferenz: „Hier ist ein neues Blatt 
in der Geschichte der Beziehungen der Völker 
aufgeschlagen, und wir werden es beschrei-
ben."
5. Das wichtigste Ergebnis von unmittelbarer 
praktischer Bedeutung war die Empfehlung 
der Konferenz an die Vollversammlung der 
VN, eine Organisation zu errichten, die auf die 
Einhaltung und Verwirklichung der in Genf 
einstimmig verabschiedeten Grundsätze, Vor-
schläge und Forderungen bedacht zu sein 
hat.

IV. Aufbau und Aufgaben der UNCTAD
Die XXIX. Generalversammlung der VN 
folgte dieser Empfehlung. Am 30. Dezember 
1964 verabschiedete sie einstimmig den Be-
schluß Nr. 1995, die Gründungsurkunde der 
Organisation UNCTAD. Fortan war zu unter-
scheiden zwischen der alle drei bzw. vier 
Jahre stattfindenden Tagung aller Mitglieder 
und der ständigen Organisation. Für beide 
steht die Bezeichnung „Konferenz der Verein-
ten Nationen für Handel und Entwicklung" 
oder gemäß der englischen Abkürzung UNC-
TAD, zu deutsch kurz Welthandelskonferenz 
(WHK). Nachfolgend wird die englische Ab-
kürzung (UNCTAD) für die Organisation und 
die deutsche (WHK) für die alle vier bzw. drei 
Jahre stattfindenden großen Konferenzen (Ge-
neralversammlungen) gesetzt.
Die verschiedenen Organe der Organisation 
sind: die Generalversammlung, also die Konfe-

renz, der Handels- und Entwicklungsrat 
(Trade and Development Board, kurz Welthan-
delsrat genannt) sowie das Sekretariat.

Die Konferenz

Die Hauptaufgaben der Konferenz6) sind:

6) Die UNCTAD zählt gegenwärtig 160 Mitglieder. 
Nach den Regeln der VN sind diese in vier Gruppen 
eingeteilt. Zur Gruppe A gehören die 91 afrika-
nisch-asiatischen Staaten (alles Entwicklungslän-
der), zur Gruppe B („westliche" Industriestaaten) 
werden 30 gerechnet, zur Gruppe C 27 lateinameri-
kanische und karibische Entwicklungsländer und 
zur Gruppe D 10 Staaten mit einem dirigistischen 
Wirtschaftssystem; davon gilt Rumänien als Ent-
wicklungsland.

1. den internationalen Handel überhaupt, be-
sonders aber den Handel zwischen Entwick-
lungsländern und Industriestaaten, den zwi- 



sehen den Entwicklungsländern untereinan-
der sowie den zwischen Ländern mit unter-
schiedlichen wirtschaftlichen und sozialen 
Systemen zu fördern;

2. Grundsätze und Richtlinien für den interna-
tionalen Handel und die mit ihm verbundenen 
Probleme der wirtschaftlichen Entwicklung 
aufzustellen;

3. Vorschläge zur Verwirklichung dieser 
Grundsätze und Richtlinien zu erarbeiten;

4. die Koordinierung der Tätigkeiten anderer 
Organisationen innerhalb der VN auf dem Ge-
biet des internationalen Handels und der da-
mit verbundenen Probleme der wirtschaftli-
chen Entwicklung zu überprüfen und zu er-
leichtern;
5. multilaterale rechtsverbindliche Vereinba-
rungen auf dem Gebiet des Handels anzustre-
ben in Verbindung mit den dafür zuständigen 
Organen und ohne Überschneidung mit der 
Tätigkeit bereits bestehender Verhandlungs-
gremien;
6. sich mit allen Fragen zu befassen, die im 
weitesten Sinne in ihren Zuständigkeitsbe-
reich fallen, z. B. Schiffahrt, Technologietrans-
fer usw.
Im weiteren Sinne haben die Plenartagungen 
die Aufgabe, Richtlinien für das internationale 
wirtschaftliche und wirtschaftspolitische Vor-
gehen zu erarbeiten und die Effizienz der Or-
ganisation zu überprüfen.

Der Handelsrat

Von den sehr vielfältigen Aufgaben des Han-
delsrats seien hier nur die wichtigsten ge-
nannt. Der Rat
— nimmt die Zuständigkeit der Konferenz 
wahr, wenn diese nicht tagt;
— ist um die Verwirklichung von Empfehlun-
gen und Erklärungen der Konferenz bemüht;
— kann entweder selbst Untersuchungen und 
Berichte machen über Angelegenheiten des 
Handels und damit in Zusammenhang ste-
hender Fragen oder solche in Auftrag geben;
— bereitet die, Tagungen der Konferenz vor, 
einschließlich aller dafür erforderlichen Un-
terlagen;

— berichtet der Konferenz und außerdem all-
jährlich dem Wirtschafts- und Sozialrat der 
VN über seine Arbeit;
— ist berechtigt, nachgeordnete Organe zu 
gründen und/oder Beratergruppen zu bilden, 
die er zur wirkungsvollen Erfüllung seiner 
Aufgaben für notwendig erachtet.
Die Zahl der Mitglieder des Rats war ur-
sprünglich auf 55 beschränkt. Mittlerweile 
können jedoch alle Mitglieder der Konferenz 
daran teilnehmen. In den letzten Jahren nah-
men an den alljährlich zweimal stattfindenden 
Ratstagungen zwischen 110 und 120 Mitglie-
der teil.
Von dem Recht, nachgeordnete Organe zu 
gründen und/oder Beratergruppen zu bilden, 
die er zur Erfüllung seiner Aufgaben als not-
wendig erachtet, hat der Rat umfassend Ge-
brauch gemacht. Zur Zeit gibt es acht ständige 
Arbeitsausschüsse für Rohwaren, für fertige 
und halbfertige Waren, für unsichtbaren Han-
del und Finanzierung des Handels, für Schiff-
fahrt, für Technologietransfer, für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit unter den Entwick-
lungsländern, einen Sonderausschuß für Prä-
ferenzen und die Gemeinsame Beratergruppe 
des Internationalen Handelszentrums, das 
1968 von GATT und UNCTAD gemeinsam er-
richtet wurde. Daneben gibt es eine Fülle von 
ad hoc- und zwischenstaatlichen Ausschüs-
sen. Ihre Tätigkeit ist zeitlich begrenzt, das 
heißt, sie werden aufgelöst, sobald ihre Arbeit 
beendet ist.
Alle Mitglieder des Rats, gleich welcher Wirt-
schaftssysteme und welchen Ranges der Ent-
wicklung, betrachten ihn als das Forum, in 
dem die unterschiedlichsten Interessen disku-
tiert und noch am ehesten angeglichen wer-
den können.

Das Sekretariat
Die tägliche praktische Arbeit der UNCTAD 
wird von einem Sekretariat besorgt, das von 
einem Generalsekretär geleitet wird. Dies war 
seit der Gründung bis 1969 der Argentinier 
Raoul Prebisch. Ihn löste der Venezuelaner 
Manuel Perez-Guerrero ab. Der bisher dritte 
Generalsekretär ist seit dem 5. April 1974 der 
Srylankaner Germani Corea. Seine Amtspe-
riode wurde im April 1980 um weitere fünf 
Jahre verlängert.



Das Sekretariat erledigt alle technisch-organi-
satorischen Arbeiten der Konferenz, des Rates 
und der nachgeordneten Arbeitsgruppen. Der 
Generalsekretär ist u. a. verantwortlich für die 
Unterrichtung der Mitglieder über alle laufen-
den Angelegenheiten sowie für die Verwirkli-
chung der Beschlüsse und Empfehlungen der 
UNCTAD. Nicht zuletzt nimmt er in der Kon-
ferenz, im Rat und in den Ausschüssen Stel-
lung zu den anstehenden Fragen und betätigt 
sich bei umstrittenen Angelegenheiten als 
Vermittler.

Im Generalsekretariat arbeiten gegenwärtig 
rund 450 hauptamtliche Kräfte. Der Haushalt 

für das Jahr 1978/79 betrug 33 486 000 US-Dol-
lar, das waren fünf Prozent des Haushalts der 
VN. In diesem Betrag sind nicht eingeschlos-
sen die Kosten der Konferenzdienste, die Aus-
gaben für die zahlreichen Sonderausschüsse 
und für das von UNCTAD und GATT gemein-
sam betriebene Handelszentrum. Für letzteres 
sind weitere 6 Mill. Dollar anzusetzen. Alles in 
allem dürften die Ausgaben, einschließlich der 
Kosten für die Tagungen, allerdings ohne die 
der V. UNCTAD in Manila, für das Jahr 1978/ 
79 rund 80 Mill. Dollar betragen haben. Das 
wäre etwa so viel, wie damals in zwei Stunden 
in der Welt für die Rüstung ausgegeben wur-
de.

V. Unterschiede zwischen GATT und UNCTAD
Die beiden Handelsorganisationen unter-
scheiden sich durch ihren rechtlichen Status, 
organisatorisch und durch ihre Zielsetzung. 
Die Beschlüsse d

7
es GATT müssen von den 

z.Z. 84 Mitgliedern ) durchgeführt werden. 
Geschieht dies nicht, so haben sie sich zu 
rechtfertigen. Die Regeln, die gemäß diesen 
Grundsätzen aufgestellt sind, bilden einen Ko-
dex, der für das Verhalten der Vertragspar-
teien verbindlich ist. Allerdings wird gegen 
diesen Kodex immer wieder verstoßen, zum 
Beispiel, wenn ein Land eine bestimmte Pro-
duktion durch Maßnahmen schützt (Zölle, Ab-
schöpfungen, Kontingente, Subventionen), 
ohne diese vor ihrer Einführung, wie es der 
Kodex vorsieht, im GATT zu diskutieren.
Organisatorisch ist GATT eigenständig. Es hat 
einen eigenen Haushalt, der von den Beiträ-
gen der Mitglieder finanziert wird. Gleichwohl 
arbeitet GATT, wie alle Sonderorganisationen, 
das heißt, alle Mitglieder der VN-Familie, mit 
der Generalversammlung eng zusammen.
Demgegenüber ist die UNCTAD, wie bereits 
erwähnt, ein Organ der VN. Als solches erhält 
sie von diesen die Mittel für ihren Haushalt, 
ist sie der Vollversammlung über deren Ver-
wendung Rechenschaft schuldig und über den

7) Zu den 84 Ordentlichen Mitgliedern kommen 
drei Vorläufige (Kolumbien, Philippinen und Tune-
sien) sowie 30 Entwicklungsländer, die seit 1972 (s. 
weiter unten den Abschnitt „1972 Santiago") berech-
tigt sind, an den Verhandlungen des GATT teilzu- 
nehmen, auch wenn sie diesem Abkommen nicht 
beigetreten sind.

ECOSOC laufend zur Berichterstattung über 
ihre Tätigkeit verpflichtet.
Als Organ der Generalversammlung der VN 
gilt für die UNCTAD wie für die VN über-
haupt der Grundsatz der Freiwilligkeit. Um 
ein extremes Beispiel zu geben: Selbst der Ini-
tiator eines Antrages braucht sich an diesen 
nicht gebunden zu fühlen. Infolgedessen kam 
es bis vor wenigen Jahren nicht selten vor, wie 
in persönlichen Gesprächen zugegeben wur-
de, daß die Vertreter eines Industriestaates, 
sei es in der Konferenz, sei es im Rat, einem 
Antrag zustimmten, obwohl sie von vornher-
ein entschlossen waren, sich an ihre Zusage 
nicht zu halten.
Das hat sich geändert. Zwar hängt die Wirk-
samkeit der von der Konferenz und dem Rat 
gefaßten Beschlüsse in erster Linie von der 
Zustimmung der Industriestaaten ab, weil 
diese für die Durchführung dieser Beschlüsse 
die finanziellen Mittel aufbringen müssen und 
ihr Erfahrungswissen (knowhow) zur Verfü-
gung stellen. Gleichwohl können die Indu-
striestaaten aus politischen Gründen immer 
weniger die Beschlüsse als bedeutungslos ab-
tun, selbst wenn sie ohne ihre Zustimmung 
verabschiedet worden sind.
Dessen ungeachtet gilt auch gegenwärtig 
noch die bei der Gründung der UNCTAD ge-
troffene Feststellung: GATT ist ein Verhand-
lungsforum, die UNCTAD ein Diskussionsfo-
rum und die „Gruppe der 77“ eine pressure 
group.



Ein weiterer Unterschied zwischen WHK und 
GATT ist mehr psychologischer Art. Die UNC- 
TAD ist auf Betreiben der Entwicklungsländer 
zustande gekommen. In dieser Organisation 
sehen sie gewissermaßen ihre politische Hei-
mat. Das GATT hingegen ist auf Initiative der 
Industriestaaten zur Behandlung und Förde-
rung ihrer Interessen, das heißt vornehmlich 
zur weiteren Liberalisierung ihres bereits flo-
rierenden Handels errichtet worden. Mit der 
Gründung der UNCTAD zielten die Vereinten 
Nationen und vor allem die Entwicklungslän-
der aber weiter. Das zentrale Thema der 
ersten Welthandelskonferenz, so heißt es in 
einer seinerzeit vom Auswärtigen Amt und 
dem Bundeswirtschaftsministerium gemein-
sam veröffentlichen Erklärung, „war die Frage, 
wie der Welthandel in den Dienst des wirt-
schaftlichen Aufbaus der Entwicklungsländer 
gestellt werden könnte".
Das GATT reichte dafür nicht aus; denn es ist 
auf der klassischen Konzeption gegründet, daß 
allein das freie Spiel der internationalen wirt-
schaftlichen Kräfte zu einer größtmöglichen 
Ausweitung des Handels und der besten Nut-
zung der natürlichen Vorkommen führt. Dem-
gemäß sind die Regeln des GATT in erster Li-
nie darauf abgestellt, dieses freie Spiel zu ga-
rantieren. Folgerichtig wird im Hinblick auf 
die Praxis davon ausgegangen, daß für eine 
Ausweitung des Handels lediglich die Beseiti-
gung der Hindernisse notwendig ist, die dem 
freien Spiel der Kräfte in der Weltwirtschaft 
entgegen stehen.
Diese Auffassung hat aber eine gewisse Ho-
mogenität der Volkswirtschaften zur Voraus-
setzung. Mit anderen Worten: Es sind bei der 
Gründung des GATT die großen strukturellen 
Verschiedenheiten zwischen den Industrie-
staaten und den Entwicklungsländern mit al-
len ihren wichtigen Implikationen außer Be-
tracht gelassen worden. Infolgedessen wurde 
auch die Disparität in der Nachfrage nicht be-

dacht. Die Entwicklungsländer benötigen zu-
nächst Güter des täglichen Bedarfs und in ei-
nem späteren Stadium einfache Maschinen 
und Ausrüstungen. Die Industriestaaten sind 
fast ausschließlich an Rohstoffen interessiert 
Dabei ist die Nachfrage der in der Entwick-
lung begriffenen Länder immer größer, als 
diese mit ihren finanziellen Einnahmen befrie-
digen können, nicht zuletzt deshalb, weil ihr 
Bedarf (weit) größer ist als der der Industrie-
staaten und weil die Preise zwischen Rohstof-
fen und Industrieprodukten in keinem festen 
Verhältnis zueinander stehen.
Aus diesen Gründen strebten die Entwick-
lungsländer 1964 — und sie haben seitdem 
von diesem Vorhaben nicht abgelassen — für 
die gesamte Wirtschaftspolitik eine den gan-
zen Erdball umspannende, eigenständige, su-
pranationale Organisation an, die für alle Fra-
gen des Handels und der Entwicklung zustän-
dig sein und damit das GATT ersetzen sollte. 
Angesichts des damals einhelligen Widerstan-
des der Industriestaaten gegen eine eigene 
Organisation verzichteten die Entwicklungs-
länder auf diese extreme Forderung. Schließ-
lich hieß der Kompromiß: UNCTAD neben 
GATT.
Während der Vorbereitungen zur ersten 
Welthandelskonferenz versuchten die Mit-
glieder des GATT, den Absichten der Entwick-
lungsländer entgegenzuwirken. Sie setzten im 
Mai 1963 einen Ausschuß ein, der die Frage ei-
ner Änderung des legalen und institutionellen 
Rahmens des GATT im Hinblick auf den Han-
del mit den Entwicklungsländern prüfen soll-
te. Infolge der widersprechenden Vorstellun-
gen in den Reihen der Industriestaaten einig-
ten sich diese erst einige Monate nach der 
ersten Welthandelskonferenz auf einige die 
Entwicklungsländer begünstigende Maßnah-
men. Außerdem gehörten dem GATT damals 
nur 60 Mitglieder an gegenüber 120 Teilneh-
mern bei der Gründung der UNCTAD.

VI. Sechzehn Jahre UNCTAD
Bisher haben fünf Welthandelskonferenzen 
stattgefunden:
I. 23. 3.—16. 6. 1964 in Genf
II. 1. 2.-29. 3. 1968 in Neu-Delhi
III. 13. 4.—21. 5. 1972 in Santiago de Chile

IV. 5. 5.—31. 5. 1976 in Nairobi
V. 7. 5.-3. 6. 1979 in Manila
Die ersten vier waren ein Erfolg für die Ent-
wicklungsländer, die fünfte hatte ein für sie 
zwiespältiges Ergebnis.



Die Industriestaaten standen bei der ersten 
Konferenz dem „new deal" der Entwicklungs-
länder passiv und desorientiert gegenüber. Sie 
stimmten in den Ausschüssen gegen eine 
Reihe von Empfehlungen, gaben dann aber der 
Schlußakte als Ganzer ihre Zustimmung, also 
auch den Empfehlungen, mit denen sie vorher 
nicht einverstanden gewesen waren.
Auch bei den folgenden Konferenzen verhiel-
ten sie sich gegenüber den Forderungen der 
Entwicklungsländer zurückhaltend. Sie be-
trachteten die Beziehungen zur Dritten Welt 
nach wie vor als politisches Randgeschehen. 
Die Zugeständnisse, die sie nach langen Ver-
handlungen in Neu Delhi und Santiago 
schließlich machten, erachteten die meisten 
von ihnen in den Auswirkungen auf ihre inter-
nationalen wirtschaftspolitischen Vorstellun-
gen als nicht durchgreifend. Sie hielten sich 
ihrer Meinung nach im Rahmen der Entwick-
lungshilfe, bewirkten keine einschneidenden 
Veränderungen und konnten daher gemacht 
werden.
Nervös wurden die Industriestaaten in Nai-
robi angesichts der Forderung der Entwick-
lungsländer nach einem integrierten Rohstoff-
programm. Das Ölembargo im Oktober/No- 
vember 1973 hatte zwar kein Umdenken, aber 
ein gewisses Nachdenken über die Potenzen 
einiger Entwicklungsländer und deren Bedeu-
tung für die eigenen Interessen ausgelöst. 
Aber auch hier meinte man, sich nach der Zu-
stimmung zu diesem Programm durch Abgabe 
von „Erläuternden Erklärungen“ oder „Vorbe-
halten" jeder eingegangenen Verpflichtung, 
wenn schon nicht völlig entziehen, sie doch 
möglichst lange hinausschieben zu können.
Das unbefriedigende Ergebnis der bisher letz-
ten WHK in Manila erklärt sich zum einen aus 
der Uneinigkeit der „Gruppe der 77" und zum 
anderen daraus, daß die Industriestaaten, wie 
die einzelnen Erklärungen der Delegationslei-
ter zu Beginn der Konferenz erkennen ließen, 
es von vornherein darauf angelegt hatten, ge-
mäß dem Ausspruch eines deutschen Parla-
mentariers, „noch einmal davonzukommen". 
Die Industriestaaten waren auch in Manila der 
Meinung, daß es nicht zweckmäßig sei, von der 
Defensive gegenüber den Forderungen der 
Entwicklungsländer zu konstruktiven Vor-
schlägen für den Nord-Süd-Dialog überzuge-
hen. Erst nach der Geiselnahme von Teheran, 

nach dem Einmarsch der sowjetischen Trup-
pen in Afghanistan und seit dem Beginn der 
Revitalisierung des Islam ist festzustellen, daß 
Politiker und Industriestaaten beginnen, das 
Verhältnis zur Dritten Welt unter wirtschaftli-
chen, sozialen bzw. kulturellen, politischen so-
wie militärischen Aspekten und im Hinblick 
auf die eigene Zukunft voll ins Visier zu neh-
men.
Nachfolgend in Schlagworten die operativ 
fortwirkenden Ergebnisse der einzelnen Kon-
ferenzen:

1964 Genf

1. Mit der ersten WHK begann eine neue 
Etappe in der Geschichte der Wirtschaftspoli-
tik. Es war für die Entwicklungsländer die 
erste Gelegenheit, „gegenüber den Industrie-
staaten und vor allem der Weltöffentlichkeit 
ihre Forderungen umfassend zu äußern und 
sie in Form von Empfehlungen an die Verein-
ten Nationen und an die teilnehmenden Län-
der zu kleiden".
2. Genf war der erste Versuch der jungen Staa-
ten, das Gewicht ihrer politischen Stimme in 
den Bereichen der Wirtschaftspolitik geltend 
zu machen.
3. „Historisch gesehen, steht die Welt (seit der 
ersten WHK) einem ersten gigantischen Ver-
such gegenüber, auf dem Gebiet der Wirt-
schaftspolitik nationale Hoheitsrechte an eine 
für den ganzen Erdball zuständige suprana-
tionale Organisation zu übertragen." )8

4. In der permanenten Organisation UNCTAD 
und ihren Organen haben die Entwicklungs-
länder 1964 ein Forum erhalten, in dem ihre 
Probleme Vorrang haben.
5. Trotz der unterschiedlichen Gegebenheiten 
in Afrika, Asien und Lateinamerika und trotz 
aller Einzelinteressen haben die jungen Staa-
ten damals ein Bewußtsein ihrer Zusammen-
gehörigkeit entwickelt, das bis heute verbin-
dend fortwirkt und wahrscheinlich auch noch 
einige Zeit fortwirken wird.
6. Ungeachtet dieser Gruppenbildung wurde 
damals bereits von Industriestaaten und Ent-

8) In: Außenwirtschaft, 11/64, hrsg. vom Schweizeri-
schen Institut für Außenwirtschaft und Marktfor-
schung an der Hochschule St. Gallen.



wicklungsländern auch der Grundsatz einer 
weltweiten Solidarität betont.
7. Die Konferenz hat mit der Schlußakte die 
nach wie vor aktuelle Tagesordnung des nun-
mehr 16 Jahre andauernden Nord-Süd-Dia-
logs verabschiedet.

1968 Neu-Delhi

1. Auf der Basis der „Grundsätze" und „Empfeh-
lungen" der Schlußakte von Genf hatten sich 
von nun an alle folgenden Konferenzen mit 
darauf fußenden Forderungen der Entwick-
lungsländer zu beschäftigen. Einen Katalog 
solcher Forderungen hatte die „Gruppe der 77" 
für die zweite Konferenz in der „Charta von 
Algier über die wirtschaftlichen Rechte der 
Dritten Welt“ aufgestellt.
Darin sind die Forderungen der Entwicklungs-
länder nach besseren Bedingungen im Welt-
handel und nach verstärkten Hilfeleistungen 
im einzelnen festgelegt. In Übereinstimmung 
mit der „Schlußakte" verpflichten sich die Ent-
wicklungsländer zu gegenseitiger Unterstüt-
zung, und zwar durch wirtschaftliche Koordi-
nation sowie durch vermehrten Handel unter-
einander. Die „Charta der 77" wurde offiziell in 
die Dokumentation der II. WHK aufgenom-
men.
2. In dieser Charta werden zum ersten Mal 
auch die kommunistischen Länder expressis 
verbis aufgefordert, mehr für die Förderung 
des Handels der Entwicklungsländer zu tun 
und vermehrt handelspolitische Zugeständ-
nisse zu machen.
3. Die indische Ministerpräsidentin Indira 
Gandhi erklärte in ihrer Eröffnungsansprache 
u. a.: „Die Frage lautet nicht, ob die Industrie-
staaten es sich leisten können, den Entwick-
lungsländern zu helfen, die Frage lautet viel-
mehr, ob jene es sich leisten können, diesen 
nicht zu helfen.“
4. Die Konferenz beschloß die Einführung ei-
nes Systems von Zollpräferenzen (der Indu-
striestaaten) zugunsten der Entwicklungslän-
der. Dadurch wurde der das GATT beherr-
schende Grundsatz der Meistbegünstigung’)

9) Dieser besagt, daß,'wenn ein Land einem anderen 
eine Zollpräferenz einräumt, also den Handel mit 
ihm begünstigt, es verpflichtet ist, diese Präferen-
zen, diese Vorteile, automatisch auch allen anderen 

durchbrochen. Mit Hilfe dieser Präferenzen 
sollten die Entwicklungsländer in die Lage 
versetzt werden, ihre Exporterlöse zu vermeh-
ren, ihre Industrialisierung zu fördern und ihr 
Wachstum zu beschleunigen.
Die Präferenzen erfaßten jedoch nicht alle 
Produkte und vielfach auch nur in begrenzter 
Höhe. Vor allem Textilerzeugnissen und ver-
arbeiteten landwirtschaftlichen Produkten 
wurden nur geringe Vorteile eingeräumt, oder 
sie wurden von der Vergünstigung sogar ganz 
ausgenommen, obwohl die jungen Staaten mit 
diesen Erzeugnissen noch am ehesten konkur-
renzfähig waren. Am 1. Juli 1971 führte die 
EWG als erste die Präferenzen ein. Am 1. Au-
gust desselben Jahres folgte Japan, am 1. Ok-
tober 1971 die meisten anderen „westlichen“ 
Industriestaaten und — als letzte — auch die 
USA.

1972 Santiago

1. Die „Gruppe der 77" hat sich auf die dritte 
WHK vom 27. Oktober bis 7. November 1971 
in Lima vorbereitet. In der peruanischen 
Hauptstadt hatte sie sich im Rahmen einer De-
klaration und eines umfangreichen Aktions-
programms auf zahlreiche Forderungen geei-
nigt. Nachdrücklich wird in dieser „Erklärung 
von Lima" die internationale Gemeinschaft 
aufgefordert, die Entwicklungsländer an jeder 
Konsultation und an jeder Entscheidung zu 
beteiligen, die eine Reform des internatio-
nalen Handels und des Währungssystems be-
trifft (s. nachfolgend unter 5.).
2. Bei der Konferenz in Santiago fand das Auf-
treten der Volksrepublik China, die am 25. Ok-
tober 1971 in die VN auf genommen worden 
war und zum erstenmal an einer WHK teil-
nahm, besonderes Interesse. Ihr Sprecher be-
tonte, daß China ein Entwicklungsland sei, 
sich nachdrücklich zur Dritten Welt bekenne 
(China hat sich aber bisher der „Gruppe der 77“ 
nicht angeschlossen), zu einem Grundsatz des 
Vertrauens in die eigenen Kräfte (self-relian- 
ce), zu dem Befreiungskampf der Völker, die 
noch unter fremder Herrschaft stünden, und 
daß China bereit sei, den anderen Entwick-

Mitgliedern des GATT zu gewähren. Auf diese 
Weise soll vermieden werden, daß irgendein ande-
res Mitglied, d. h. ein drittes Land, diskriminiert 
wird.



lungsländern gemäß den eigenen vorhande-
nen Kräften und Mitteln zu helfen.
3. In seiner Begrüßungsansprache sagte der 
damalige Staatspräsident Allende an die 
Adresse der Industriestaaten gerichtet: „Ange-

ich nicht der Meinung, daß die kapitalisti-
schen Länder versuchen sollten, ... auf der 
Beibehaltung ihrer Kriegswirtschaft zu beste-
hen, nur, um Vollbeschäftigung zu sichern."
4. Der damalige mexikanische Staatspräsident 
Echeverria schlug vor, eine „Charta der wirt-
schaftlichen Rechte und Pflichten der Staaten" 
zu verfassen (sie kam zustande und ist im De-
zember 1974 von der Generalversammlung 
der VN gegen die Stimmen der meisten „west-
lichen“ Industriestaaten verabschiedet wor-
den).
5. Auf dieser Konferenz gelang den Ent-
wicklungsländern ein wirtschaftspolitischer 
Durchbruch insofern, als ihnen fortan die Mit-
sprache in allen internationalen Handels- und 
Währungsfragen zugestanden wurde. Diese 
Beschlüsse blieben ähnlich anderen Empfeh-
lungen der vorangegangenen WHKs zunächst 
Papier. Konkrete Formen begannen sie nach 
dem Olembargo der OPEC-Staaten 1973/74 
anzunehmen.
Die Mitsprache betrifft sowohl den internatio-
nalen Währungsfonds wie die Weltbank wie 
auch das GATT. In letzterer Organisation kön-
nen seitdem alle Entwicklungsländer an den 
Beratungen teilnehmen, auch wenn sie nicht 
Mitglied des GATT sind.

1976 Nairobi10°)

10) Markus Timmler, Nach Nairobi. Zwang zur Zu- 
sammenarbeit, in: Außenpolitik, 4/1976; ders., Die 
schlüsselfunktion des Gemeinsamen Fonds, in: 
Außenpolitik, 2/1979.

1. Zur Vorbereitung auf diese Konferenz hatte 
sich die „Gruppe der 77" vom 2. bis 6. Februar 
1975 in Manila eine Charta und ein Aktions-
programm erarbeitet. Die Charta betont zwei 
Grundsätze: a) Die Verantwortung für die Ent-
wicklung der Länder der Dritten Welt haben 
vor allem diese selbst; darum sollten sie ihre 
bilateralen und regionalen wirtschaftlichen 
Bindungen verstärken, b) Die Industriestaaten 

sollten den Ländern der Dritten Welt konkre-
ter helfen, insbesondere durch eine Neuord-
nung der Weltwirtschaft.

2. Zwischen der dritten und dieser vierten 
WHK war die komplexe Vielfalt der gesam-

seinem „Rat" wie in den Unterausschüssen be-
handelten Probleme durch zusätzlich einberu-
fene weltweite Konferenzen einer breiteren 
Öffentlichkeit bewußt geworden. Es handelt 
sich hierbei um die 6. Sonderkonferenz der 
VN mit dem Ergebnis der Forderung nach ei-
ner neuen Weltwirtschaftsordnung (1974), die 
Weltbevölkerungskonferenz (1974), die Welt-
ernährungskonferenz (1974), die Weltindu-
striekonferenz (1975), die Welt-Frauen-Konfe- 
renz (1975), die 7. Sonderkonferenz der VN 
über Entwicklung und internationale Zusam-
menarbeit (1975). Und die vorbereitenden Pa-
piere der Weltwohnungskonferenz (Juni 1976) 
sowie die der Weltbeschäftigungskonferenz 
(Juni 1976) waren den Teilnehmern der IV. 
WHK auch bereits bekannt. .Jetzt müssen", 
wie Corea in seinem die Konferenz einleiten-
den Referat u. a. sagte, „die mit allgemeinen 
Ausdrücken umrissenen Zielsetzungen durch 
einen Prozeß der Ausarbeitung und Verhand-
lungen in spezifische Vereinbarungen umge-
setzt werden".

3. Die Tagesordnung der IV. WHK unterschied 
sich von denen der vorangegangenen Konfe-
renzen denn auch dadurch, daß nicht alle Pro-
blembereiche der Entwicklungsländer glei-
chermaßen zur Diskussion gestellt wurden. 
Nach allgemeiner Auffassung sollte konkret 
zunächst bei den Rohstoffen angesetzt wer-
den. Diese waren und sind als oft einzige Mög-
lichkeit, Devisen einzunehmen, für viele Ent-
wicklungsländer von vorrangigem Interesse.

4. Tatsächlich gelang es, zum einen die Ent-
wicklungsländer von maximalen Forderungen 
abzubringen und zum anderen die Industrie-
staaten zur Aufgabe ihres hinhaltenden Wi-
derstandes zu bewegen. Ergebnis: das Inte-
grierte Rohstoffprogramm. Es sieht als Kern 
einen „Gemeinsamen Fonds“ (GF), die Errich-
tung von Warenlagern und „Flankierende 
Maßnahmen" vor. Das sind Maßnahmen zur 
horizontalen (Anbau weiterer Produkte) und 
vertikalen (Verarbeitung der Rohstoffe, Mar-
keting, Ausbildung u. a. m.) Diversifizierung.



5. Dieser einstimmig gefaßte Beschluß wäre 
über seine unmittelbar praktische Wirkung 
hinaus geeignet gewesen, das gesamte Ver-
hältnis zwischen Entwicklungsländern und In-
dustriestaaten in gedeihliche Bahnen zu len-
ken. Diese Chance wurde verpaßt; denn kaum 
hatten die Industriestaaten dem Beschluß zu-
gestimmt, zogen sie die Bremsen.
In „Vorbehalten" und „Ergänzenden Erklärun-
gen" versuchten sie nach Meinung der Ent-
wicklungsländer, ihr eben gegebenes Ja in ein 
Nein zu verwandeln. Doch die „Gruppe der 77“ 
bestand auf der Erfüllung des Beschlusses, mit 
dem allseits unbefriedigenden Ergebnis, daß 
es 1977 eines Ultimatums von Seiten der Ent-
wicklungsländer bedurfte und es dann noch 
über drei Jahre dauerte, bis man sich zunächst 
auf die Grundelemente für die Statuten eines 
Fonds einigte. Nach weiteren langwierigen 
Verhandlungen konnten, wie einleitend dar-
gestellt, am 27. Juni 1980 schließlich auch die 
Statuten verabschiedet werden.

1979 11Manila)

Die vorbereitende Tagung der „Gruppe der 77“ 
vom 12. bis 16. Februar 1979 in Arusha betonte 
noch stärker als bei früheren Gelegenheiten 
die eigene Verantwortung für die Entwicklung 
ihrer Länder, wie der Titel des Dokuments, mit 
dem sie dann nach Manila gingen, besagt: 
,Arusha Programme for Self-Reliance and Fra-
mework for Negotiations". Darin werden zwei 
Gedanken betont: a) Die Verwirklichung der 
self-reliance (Vertrauen in die eigene Kraft 
und materiellen Möglichkeiten) ist nur mit 
Hilfe der Industriestaaten möglich, b) In der 
einleitenden „Erklärung" wird eine zum ersten 
Mal 1963 geäußerte Forderung aufgegriffen, 
die übrigens auch im Schlußdokument der 
6. Sonderkonferenz der VN zu finden ist: Die 
Entwicklungsländer bekämen nicht Entwick-
lungshilfe, sie hätten 

m
einen Anspruch auf Wie  

dergut achung.
2. Zum ersten Mal drohten die unterschiedli-
chen Interessen innerhalb der „Gruppe der 77" 
als Folge ihrer verschiedenen Entwicklung 
während der vergangenen 15 Jahre die Einheit 
der Gruppe zu sprengen. Es wirkte zusätzlich

11) Vgl. Markus Timmler, Manila, eine Chance ver-
paßt, in: Außenpolitik, 4/1979. 

erschwerend, daß diese Gruppe, wie oben aus-
geführt, über keine Organisation verfügt, die 
die Ereignisse zwischen den Konferenzen sy-
stematisch verfolgt. Aber dank der anhalten-
den Weigerung der Industriestaaten „östli-
cher" wie „westlicher" Prägung, einen Nord- 
Süd-Dialog tatsächlich zu beginnen, war die 
Einheit der „77" am Ende der Konferenz wieder 
hergestellt.
3. Dabei waren die Voraussetzungen für einen 
solchen Dialog ausgesprochen günstig; denn 
konkrete Verhandlungen über den Gemeinsa-
men Fonds sowie über den Technologietrans-
fer hatten allseits befriedigende Fortschritte 
bis an die Grenze von Abschlüssen gemacht, 
und auch die bewiesene Bereitschaft der Indu-
striestaaten, den Mangelländern Schulden zu 
erlassen, hatte das politische Klima verbessert. 
Die Entwicklungsländer wollten daher in Ma-
nila die für das Nord-Süd-Verhältnis grundle-
gende Interdependenz von Handel, Finanzen 
und Entwicklung vor dem Hintergrund der 
GATT-Verhandlungen (Tokio-Runde), der Be-
schlüsse der 6. und 7. Sonderkonferenz, des 
Anstiegs der ölpreise, der Instabilität der 
Währungen, der Rezession, der Inflation, der 
gestiegenen Defizite in den Zahlungsbilanzen 
der Entwicklungsländer und der Forderung 
nach ausreichender Befriedigung der Grund-
bedürfnisse angehen.

An der Weigerung der Industriestaaten, 
eigene konstruktive Vorschläge zu machen, 
scheiterte dieser Versuch. Anders als bei der 
III. UNIDO-Konferenz (21. Januar bis 8. Fe-
bruar 1980 in Neu Delhi) ist es darüber jedoch 
nicht zu einem Eklat zwischen Entwicklungs-
ländern und Industriestaaten gekommen. Man 
begnügte sich mit dem Verweis der Angele-
genheit zwecks weiterer Verhandlung an den 
„Rat".

4. Die sozialistischen Staaten wurden in Ma-
nila von den Entwicklungsländern wegen ih-
rer mangelnden Bereitschaft zum Helfen zwar 
nicht gerade an den Pranger gestellt, aber 
doch — zum ersten Mal — auf die Anklage-
bank gesetzt.

5. Für die Mangelländer wurde ein umfassen-
des Sonderprogramm einstimmig beschlossen. 
Sein Kern: Die Industriestaaten verpflichten 
sich, ihre Entwicklungshilfe für die Mangel-
länder zu verdoppeln.



VII. Der praktische Wert der UNCTAD12 )

12) Vgl. Peter Hermes, Die UNCTAD im Nord-Süd- 
Dialog, in: Außenpolitik, 1/1980.

Immer noch begegnet man der Meinung, sol-
che „Mammut-Konferenzen" wie die WHK mit 
zwei- bis dreitausend Delegierten von 160 Re-
gierungen und weiteren etwa 2 000 Beobach-
tern und Journalisten wären zwecklos, weil sie 
nichts bewirkten und angesichts der Vielzahl 
von Meinungen auch nichts Konkretes bewir-
ken könnten. Diese Ansicht ist falsch. Ihr ist 
zunächst folgendes entgegenzuhalten:
Wir leben in einer Welt, in der die Re-
gierungen interdependent sind, also direkt 
oder indirekt voneinander abhängig. Wir 
haben es mit einer vielfältigen Verzah-
nung von Problemen zu tun, die sich weder 
durch staatliche noch kontinentale Grenzen 
voneinander abschotten lassen (z. B. Fragen 
der Umwelt, der Energie, der Währungen, des 
Handels, des technischen Fortschritts — Inno-
vationen). Globale Probleme aber heischen 
globale Lösungen. Diese wiederum setzen ein 
globales Forum voraus, in dem die globalen 
Probleme unter globalen Gesichtspunkten zu-
nächst klärend diskutiert werden müssen, um 
sie dann gegebenenfalls an sachlich kompe-
tente Gremien zur Formulierung weiterzuge-
ben. Diese Gremien erarbeiten Vorschläge 
oder auch schon Verträge, die an das Forum 
zurückzuüberweisen sind, um dort gebilligt 
oder mißbilligt zu werden. Ein sehr langwieri-
ges und mühsames Unterfangen. Sicher! Aber 
nur auf diese Weise gelangen wir zu verbindli-
chen Lösungen und zu Ordnungen, die von 
Mehrheiten getragen werden.
Und weiter: Die oft zitierten „Reden zum Fen-
ster hinaus", die „meist doch nur für den Haus-
gebrauch" bei den „Mammut-Konferenzen" ge-
halten werden, haben in diesem Prozeß eine 
sehr reale Bedeutung. Zum einen schaffen die 
grundsätzlichen Erklärungen der einzelnen 
Delegationen das Verhandlungsklima, in dem 
die Reden Aufgeschlossenheit oder Ableh-
nung zu den jeweils anstehenden Fragen ver-
raten. Zum anderen künden sie von Absichten, 
die einzelne Regierungen im Hinblick auf 
diese Fragen verfolgen. Wenn zum Beispiel — 
wie in Manila — allgemein erwartet wird, daß 
der Sprecher eines Industriestaates in seiner 
Erklärung u. a. den Betrag nennt, den sein 
Land für den Gemeinsamen Fonds zur Verfü-
gung stellen will, und er tut dies nicht, sondern 

spricht nur von „wohlwollender Haltung" und 
„grundsätzlicher Bereitschaft", weiß jeder Hö-
rer, daß dieses Land den Fonds eigentlich 
nicht mag.
Ferner sollte nicht übersehen werden, daß 
heute die meisten nationalen Staatsgeschäfte 
international eingebunden sind. 75 Prozent 
der Arbeit der britischen Botschaften, so hat 
unlängst eine englische Untersuchung ge-
zeigt, ist multilateral verknüpft.
Allein unter diesen Aspekten ist die UNC-
TAD eine nützliche und unentbehrliche, eine 
Ausgleich bewirkende und daher eine Frieden 
sichernde Einrichtung. Ohne die UNCTAD 
wäre die gegenseitige Bedingtheit von Han-
del, Finanzen und Entwicklung, wäre die Ab-
hängigkeit des „Nordens" von dem „Süden" und 
umgekehrt den Regierungen, Unternehmern 
und Gewerkschaften in aller Welt nicht so be-
wußt geworden, wie dies in zunehmendem 
Maße der Fall ist. Daß spektakuläre politische 
Ereignisse, wie die Vorgänge um das Erdöl 
oder die Revitalisierung des Islam, bei dieser 
Bewußtseinsbildung kräftig nachgeholfen ha-
ben, ändert nichts an dieser grundlegenden 
Feststellung.
Es ist zwar nicht möglich, den Anteil der UNC-
TAD an der Verbesserung des Status der Drit-
ten Welt im internationalen Kräftespiel zu 
quantifizieren oder zu qualifizieren. Ebenso 
wenig läßt sich ermessen, wieweit die umfas-
sende Tätigkeit dieser Organisation sich auf 
die einzelnen Volkswirtschaften auswirkt. Es 
kann aber nicht bezweifelt werden, daß die 
UNCTAD zu einem zentralen Motor aller ent- 
wicklungs- und wirtschaftspolitischen Überle-
gungen der entwickelten wie unterentwickel-
ten Länder geworden ist.
Eine ziemlich praxisnahe Bedeutung hat die 
UNCTAD als ökonomisches Barometer, das 
anzeigt, welches wirtschaftspolitische Wetter 
aufzieht, abzulesen an den Dokumenten, den 
Diskussionen oder den Beschlüssen des Rates 
bzw. der Konferenz. Dabei gibt die Art, wie 
diese Beschlüsse gefaßt werden, ob im Kon-
sensus, d. h. mit allgemeiner Zustimmung, 
oder in namentlicher Abstimmung, ob mit im 



Nachhinein abgegebenen Vorbehalten oder 
ohne solche, Aufschluß über die aktuelle Wet-
terlage.
Weiter hat UNCTAD konkrete wirtschaftspo-
litische Tatsachen geschaffen: Eine program-
matische Grundlage für die Diskussion zwi-
schen Entwicklungsländern und Industrie-
staaten (die Schlußakte), die Präferenzen, das 
Recht der Entwicklungsländer auf wirtschafts-
politische Mitsprache in allen handels- und 
wirtschaftspolitischen Angelegenheiten, eine 
Regelung der Schulden für die Mangelländer 
und einen Kodex für die Schiffahrt (Stückgut- 
Verkehr); das Integrierte Rohstoff-Programm 
(IRP) mit dem Gemeinsamen Fonds als Kern-
stück sowie ein Kodex für den Technologie-
transfer sind auf den Weg gebracht und ein 
Sonderprogramm für die 30 Mangelländer ist 
beschlossen.
Schließlich reicht die Arbeit der UNCTAD mit 
ihren konkreten Auswirkungen in einzelne 
Wirtschaftsbereiche hinein und ist damit für 
Unternehmer und Gewerkschaften beachtens-
wert. Hierfür nur ein Beispiel: Das eben er-
wähnte, 1976 in Nairobi beschlossene Inte-
grierte Rohstoffprogramm (IRP) sieht u. a. als 
preisstabilisierendes Element Ausgleichende 
Warenlager (Buffer Stocks) für zunächst zehn, 
später achtzehn Rohstoffe vor. Unter diesen 
zehn ist auch Kautschuk. Für diesen Rohstoff 
konnte im Rahmen des IRP im Oktober 1979 
ein Abkommen getroffen werden. Es ist in 
mehreren Sitzungen eines ad hoc gebildeten 
Ausschusses von Fachkräften und danach — 
aufgrund der Ausschußergebnisse — im Rah-
men der Vereinten Nationen, d. h. der UNC-
TAD, ausgehandelt worden. Die deutsche 
Kautschuk- bzw. Gummiindustrie war bei all 
diesen Beratungen durch einen Vertreter als 
Mitglied der deutschen Delegation von An-
fang an präsent. Dieser Wirtschaftszweig 
kennt nun durch eben diesen Vertreter und 
durch die Studien, die den Verhandlungen zu-
grunde lagen, diesen Sektor des Weltmarktes 
sowie die soziale und wirtschaftliche Lage in 
den Erzeugerländern genau und vermag auch 
zuverlässig einzuschätzen, was diese Entwick-
lungsländer fachlich können, zu welchen Lei-

stungen sie in diesem Industriezweig fähig 
sind und wie sie zu ihren Partnern in den Ver-
braucherländern wirtschaftspolitisch stehen. 
Als Folge davon wissen die Unternehmer in 
den Industriestaaten nun, worauf sie sich für 
die Zukunft in diesem Bereich einzustellen ha-
ben. Sie werden Sicherheits- wie Risikofakto-
ren besser einschätzen und entsprechend den 
beschlossenen Regelungen sicherer als bisher 
disponieren können.

Die Arbeit der UNCTAD wird von Zeit zu Zeit 
dadurch erschwert, daß von Seiten der Ent-
wicklungsländer versucht wird, sachliche An-
gelegenheiten mit politischen Interessen zu 
vermengen. Weiter wirkt vor allem zeitrau-
bend die Tatsache, daß die multilaterale Rhe-
torik vieler Entwicklungsländer nicht immer 
im Einklang mit ihrer nationalen Politik steht 
Doch solche Vorkommnisse haben die zähe, 
pragmatische, nicht immer vom Rampenlicht 
der Öffentlichkeit beleuchtete Arbeit der 
UNCTAD bisher ebensowenig beeinträchtigt 
wie es ihre Bedeutung als „wichtiges und un-
verzichtbares Forum des Nord-Süd-Dialogs" 
geschmälert hat

In diesem Zusammenhang ist schließlich be-
merkenswert, daß die Entwicklungsländer bei 
der III. UNIDO-Konferenz in Neu-Delhi am 
8. Februar 1980 ihr „Programm" gegen den Wil-
len der Industriestaaten zur Abstimmung 
brachten — und damit die Konferenz zum 
Scheitern. Bei der V. WHK in Manila war man 
sich auch nicht einig. Aber anders als in Neu- 
Delhi ließ man es nicht zu einem Eklat kom-
men. Die strittige Angelegenheit wurde zur 
weiteren Behandlung an den Handelsrat ver-
wiesen. Damit bewährte sich die UNCTAD 
einmal mehr als ausgleichender Faktor wider-
strebender Interessen. Sie stärkte damit ihre 
Bedeutung, wie der Pole Tomasz Jodko als 
Sprecher der Gruppe D bei der letzten Tagung 
des Welthandelsrates am 20. März 1980 in 
Genf sagte, als „the main universal economic 
Institution on problems of trade and develop- 
ment", als die wichtigste universale Wirt-
schaftsorganisation für Probleme des Handels 
und der Entwicklung.



Otto Matzke

Nahrung als Waffe?

Nie seit der kritischen Welternährungssitu-
ation der Jahre 1972 bis 1974 wurden Schlag-
worte wie „Nahrung als Waffe“ oder „Food Po-
wer" so häufig gebraucht wie im Zusammen-
hang mit der Verhängung des Getreideembar-
gos durch die USA gegenüber der Sowjetunion 
am 4. Januar 1980 als Reaktion auf den Ein-
marsch in Afghanistan. Ohne Überspitzung 
kann gesagt werden, daß die Amerikaner ih-
ren Getreidereichtum damit als politische 
„Waffe" eingesetzt haben.

Folgende knappe Hinweise dazu sollen hier 
genügen: Das als Vergeltungsmaßnahme ver-
fügte Embargo ist nicht total, sondern auf Ab- 
schlüssse beschränkt, die über die langfristig 
vertraglich (im noch bis September 1981 lau-
fenden Fünfjahresabkommen der USA mit der 
Sowjetunion) fest zugesicherte Basismenge 
von 8 Millionen Tonnen hinausgehen. Davon 
betroffen ist die Lieferung von 17 Millionen 
Tonnen, für die vorläufige Abmachungen be-
standen. Es wäre verfrüht, das Getreideem-
bargo schon deshalb als Fehlschlag zu werten, 
weil es der Sowjetunion gelungen ist, den dies-
jährigen Ausfall der 17 Millionen Tonnen von 
USA-Getreide durch „zusätzliche“ Käufe in Ar-
gentinien und anderswo (auch mit Hilfe des 
weitverzweigten Netzes des internationalen 
Getreidehandels) teilweise auszugleichen. 
Schätzungen über die verbliebene Angebots-
lücke divergieren; sie dürfte zwischen 3,5 und 
9 Millionen Tonnen liegen (Stand Juli 1980).
Wenn die Sowjetunion nicht ausgesprochene 
Rekordernten einbringt, dürfte das Embargo 
Folgen für die russische Versorgung mit Fut-
tergetreide und damit für die Fleischproduk-
tion haben. Die negativen Auswirkungen kön-
nen nicht unbeschränkt durch Rückgriffe auf 
Reserven oder Aufkäufe auf den Weltmärkten

Dieser Aufsatz stellt die wesentlich erweiterte Fas-
sung eines im Juni 1980 in Bonn gehaltenen Refe- 
rats dar.
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beseitigt werden. Eine Drosselung der Fleisch-
produktion wäre gleichbedeutend mit einer 
Verschlechterung des Ernährungsstandards 
des immer wieder vertrösteten russischen 
Normalverbrauchers. Der Pro-Kopf-Fleisch-
verbrauch in der Sowjetunion liegt heute bei 
etwa 40 Prozent des amerikanischen Niveaus. 
Die Erreichung des russischen Planziels von 
235 Millionen Tonnen für die Produktion von 
Winter- und Frühjahrsgetreide sowie Hülsen-
früchten im Jahr 1980 (tatsächliche Erzeugung 
1979: 179 Millionen Tonnen) hängt weitge-
hend vom Wetter ab. Eine Ernte von 215 Mil-
lionen Tonnen liegt im Bereich des Mögli-
chen.
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Eine gute Ernte im laufenden Jahr würde für 
die Sowjetunion eine wesentliche Erleichte-
rung darstellen, aber angesichts der Bedeu-
tung des Faktors Wetter keine Garantie für 
die kommenden Jahre beinhalten. Die Russen 
werden für absehbare Zeit auf den Weltmarkt 
und damit auf amerikanisches Getreide ange-
wiesen bleiben. Äußerungen von russischer 
Seite, man werde künftig kein Gramm Ge-
treide mehr von den USA beziehen, sind als 
reines Wunschdenken zu werten. Experten 
weisen zutreffend darauf hin, daß es immer 
noch billiger ist, Getreide über Wladiwostok 
zu importieren, als es von der Ukraine auf dem 
Landweg nach Sibirien zu schaffen.



II. Eine Studie des CIA
Der Grundsatzdiskussion über die Schlag-
worte „Food Power" oder „Agri-Power" hat eine 
häufig, aber nicht immer korrekt zitierte Stu-
die des Geheimdienstes 

1
CIA vom August 

1974)  Auftrieb gegeben.
In der Studie wird in Betracht gezogen, daß 
sich angesichts der zunehmend prekären Ver-
sorgungslage vor allem vieler Entwicklungs-
länder die dominierende Stellung der USA auf 
den Weltgetreidemärkten wahrscheinlich 
noch weiter verstärken wird2). Wörtlich: 
„Diese bedeutende Rolle als Nahrungsmittel-
lieferant wird erhöhte Einflußmöglichkeiten 
(levers of influence)  mit sich bringen. Sie wirft 
aber andererseits schwierige Auswahlmög-
lichkeiten und vielleicht neue Probleme für 
die USA auf... Die USA werden immer wieder 
vor der schwierigen Frage stehen, wohin ihr 
Getreide gehen soll.“ In diesem Zusammen-
hang wird auf die Gefahr hingewiesen, daß die 
USA zum Prügelknaben derjenigen werden 
könnten, deren Lieferwünsche nicht oder 
nicht voll berücksichtigt werden.

1) Potential Implications of Trends in World Popula-
tion, Food Produktion, and Climate, CIA Directo- 
rate of Intelligence, Office of Political Research, Au-
gust 1974.
2) Alle heutigen Projektionen gehen davon aus, daß 
die Getreideüberschüsse in den USA in den kom-
menden Jahren weiter zunehmen werden, über ein 
Drittel der amerikanischen Getreide- und Sojaboh-
nenerzeugung in Höhe von rd. 350 Millionen Ton-
nen muß exportiert werden.

Diese Erwägungen gelten unter der Annahme, 
daß die nächsten Jahre und Jahrzehnte keine 
umwälzenden klimatischen Veränderungen in 
der Welt bringen. Sollten aber klimatische 

Veränderungen die Nahrungsmittelknappheit 
weltweit verschärfen, so steht für den CIA 
fest: „Das könnte den USA eine Machtfülle wie 
nie zuvor geben; vielleicht eine weltwirt-
schaftliche und politische Machtposition, die 
größer ist als die in den Jahren unmittelbar 
nach dem Zweiten Weltkrieg." Dabei fallen 
dann die oft zitierten, aber aus dem Zusam-
menhang gerissenen Worte: „In schlechten 
Jahren, wenn die USA nicht der Nachfrage der 
meisten Importländer entsprechen können, 
•würde Washington potentiell ‘life and death 
power' über das Schicksal der armen Men-
schenmassen besitzen ... Nicht nur die armen 
Entwicklungsländer, sondern auch größere 
Mächte würden, zum mindesten teilweise, von 
Nahrungsmitteleinfuhren aus den USA ab-
hängig sein.“

Vorsichtiger als die Formulierungen des CIA- 
Berichts ist die auf dem Höhepunkt der Welt-
ernährungskrise (in einer Rede vor der UNO- 
Generalversammlung im September 1974) ab-
gegebene Erklärung von Präsident Ford, wo-
nach ein „Scheitern der Kooperation bei öl, 
Nahrung und Inflation eine Katastrophe für 
jede in diesem Saal vertretene Nation bedeu-
ten könnte".

III. Das „Triage"- und Rettungsbootkonzept
Mit dem Hinweis auf die potentielle Macht 
über Leben und Tod von Millionen von Men-
schen im CIA-Bericht — von dem übrigens un-
klar ist, ob seine Veröffentlichung auf eine 
Panne zurückzuführen ist oder ob es sich um 
eine gezielte Indiskretion handelt — werden 
in der Substanz Probleme eines Versorgungs-
notstands mit Nahrungsmitteln berührt, wel-
che unter den Stichworten „Triage"- und Ret-
tungsbootkonzept in den USA leidenschaftlich 
erörtert worden sind. Das Triagekonzept ist ei-

ner gewissen militärärztlichen Praxis ent-
lehnt, im Falle des Fehlens ausreichender ärzt-
licher Ressourcen die Verwundeten in drei 
Kategorien einzuteilen: diejenigen, welche 
ohne Hilfe überleben würden, diejenigen, die 
unrettbar verloren sind, und die, welche nur 
bei sofortiger ärztlicher Hilfe eine Überle-
benschance haben. Bei unzureichender Ver-
fügbarkeit an Nahrungsmitteln dürfte nach 
dem Triagekonzept nur solchen Ländern ge-
holfen werden, denen damit eine echte Über-
lebenschance gegeben wird. Parallel dazu geht 
das Rettungsbootkonzept davon aus, daß ein 
Boot nur eine beschränkte Aufnahmekapazi-
tät besitzt. Bei Erreichung dieser Kapazität 
stehen die Bootsinsassen vor dem Problem, 
welche Auswahl sie aus der Masse der herum-
schwimmenden Schiffbrüchigen treffen sollen, 
um eine Überbeanspruchung zu vermeiden, 



welche den Tod sowohl der Insassen als auch 
der Neuaufgenommenen bedeuten und daher 
niemandem nützen würde.
Es gibt in den USA angesehene Stimmen, die 
dem Triage- bzw. Rettungsboot-Konzept be-
reits aktuelle Bedeutung zusprechen möchten. 
Hilfe, vor allem Nahrungsmittelhilfe, ist in 
dieser Sicht eher schädlich als nützlich, wenn 
ihre Gewährung nicht zu einer Dauerlösung 
des Ernährungsproblems beiträgt.
Rein karitative, das Übel nicht an der Wurzel 
anpackende Hilfe kann von diesem Stand-
punkt aus sogar unethisch sein, da sie langfri-

stig noch größeres Elend schafft. Jay Forrester 
hat das einmal so ausgedrückt: „Die geretteten 
Menschen werden sich weiter vermehren. 
Hilfe führt zu einer noch größeren Anzahl kri-
sengefährdeter Menschen, zu noch größerem 
Bedarf an Hilfe und schließlich zu einer Situa-
tion, die selbst die Hilfe nicht mehr bewältigen 
kann."

Welchen substantiellen Gehalt haben Thesen 
wie die des CIA oder die der Verfechter des 
Triage- und Rettungsbootkonzepts? Wie ist 
die Lage heute, und wie wird sie sich in abseh-
barer Zeit entwickeln?

Nahrung wird für die Besitzer von Überschüs-
sen nicht bereits dadurch zu einem Druckmit-
tel oder gar einem politischen Machtinstru-
ment (was immer man darunter verstehen 
will), weil es Länder gibt, die für ihre Versor-
gung auf Einfuhren angewiesen sind; hinzu-
kommen muß vielmehr eine angespannte 
Weltversorgungslage — also Mangel — und/ 
oder Devisenknappheit in dem einfuhrabhän-
gigen Land. Solange das weltweite Angebot 
ausreicht, um die kaufkräftige Nachfrage zu 
decken, verleiht die Verfügbarkeit über 
Grundnahrungsmittel keine spezifische 
Machtposition, die sich von der anderer Wirt-
schaftsbereiche unterscheidet. Auch die Lage 
der ärmsten Entwicklungsländer, die nicht 
über die Devisen verfügen, um ihre Nahrungs- 
mittelimporte zu bezahlen, stellt in dem hier 
relevanten Zusammenhang keinen Sonderfall 
dar. Wenn insoweit überhaupt von einem Ab-
hängigkeitsverhältnis zwischen Lieferanten 
und Empfänger gesprochen werden kann, so 
beruht es nicht auf der Knappheit an Nah-
rungsmitteln, sondern auf dem Fehlen von 
Kaufkraft. Es handelt sich um eine der vielen 
Facetten von Armut.
Jeder Geber von Entwicklungshilfe könnte die 
fehlende Kaufkraft bereitstellen, und er 
könnte diese Hilfe, wie jede andere Entwick-
lungshilfe, an gewisse Bedingungen knüpfen. 
Hier fällt das Stichwort Nahrungsmittelhilfe 
in all seiner Vielschichtigkeit. Insbesondere 
stellt sich die nicht neue — und sicherlich zu 
verneinende — Frage, ob die Finanzierung der

IV. Knappheit als Druckmittel

in einem solchen Zusammenhang geleisteten 
Nahrungsmittelhilfe bzw. die Ausstattung der 
ärmsten Länder mit Kaufkraft ausschließlich 
als eine Verantwortung der führenden Agrar-
exportländer anzusehen ist oder ob diese Auf-
gabe nicht sämtlichen entwickelten Ländern 
im Rahmen eines bürden sharing zu stellen ist, 
vor allem wenn das Exportland sich nicht in 
einer extremen Überschußposition befindet. 
Eine Verteilung der Lasten auf breitere Schul-
tern als die der Getreideexportländer würde 
der Sachlage entsprechen.

Grunddaten zur Lage der Getreideversor-
gung
Die Weltgetreideerzeugung (Weizen, Futter-
getreide, Reis) lag 1979 bei 1531 Millionen 
Tonnen (gegenüber 1593 Millionen im Jahr 
1978). Davon entfielen rund 335 Millionen 
Tonnen (etwa 22 Prozent) auf Nordamerika3).

3) Für die USA allein waren es 299 Millionen Ton-
nen, d. h. etwa 19,5 Prozent der Welterzeugung.
4) Da es hier um die Würdigung der Marktstellung 
Nordamerikas geht, kann Reis vernachlässigt wer-
den. Nur etwa 1,5% der Welterzeugung von Reis 
entfallen auf die USA.

Von der Produktionsseite her kann daher 
kaum von einer marktbeherrschenden Stel-
lung Nordamerikas gesprochen werden. Da-
mit ist freilich der Kernpunkt nicht berührt. 
Das Bild ist nämlich unvollständig, wenn man 
in dem hier wichtigen Zusammenhang nicht 
neben der Weltproduktion auch den Welt- 
handel in Betracht zieht, d. h. diejenigen Men-
gen, die in den Export gehen4).



Vor dem Zweiten Weltkrieg waren Latein-
amerika, Asien, Afrika sowie Osteuropa ein-
schließlich Rußlands Netto-Exporteure von 
Getreide, während Westeuropa schon damals 
eine Defizitregion darstellte. Heute sind alle 
diese Regionen — auch Lateinamerika mit 
Ausnahme Argentiniens — Defizitgebiete.
Nach den neuesten Schätzungen dürften die 
Weltexporte an Weizen und Futtergetreide 
im Landwirtschaftsjahr 1979/80 bei 180 Millio-
nen Tonnen liegen. Davon entfallen rund 127,5  
Millionen Tonnen auf Nordamerika (davon 
109 Millionen auf die USA), d. h. 70,8 (bzw. 60,5) 
Prozent.

Die Position Nordamerikas

Dieser Anteil von etwa 70 Prozent am Welt- 
export gibt den Nordamerikanern zweifellos 
eine oligopolartige Marktstellung. Man sollte 
sich aber bei einer solchen nur auf den Welt- 
handel abgestellten Quantifizierung über die 
absoluten Größenordnungen und die im Rah-
men der gesamten Weltgetreideproduktion 
(d. h. auch unter Einbeziehung von Reis) beste-
henden Substitutionsmöglichkeiten im klaren 
sein: 127,5 Millionen Tonnen nordamerikani-
sche Exporte gegen 1531 Millionen Tonnen 
Weltgetreideproduktion machen nur 8,3 Pro-
zent aus. Mit anderen Worten: Auch beim völ-
ligen Ausfall der Nordamerikaner als Expor-
teure würden damit für die Deckung des ge-
samten Weltgetreidebedarfs nur etwa 8 Pro-
zent fehlen.
Es ist demnach völlig überzogen, wenn gele-
gentlich behauptet wird, daß das USA-Ge-
treide bereits heute eine mit der Petro Power 
vergleichbare Waffe sei, weil (wie es Business 
Week einmal ausdrückte) „much of the world 
nourishes itself on US grains". Auf die Welt-
produktion bezogen, tragen die Nordamerika-
ner nur die erwähnte Spitzenmenge zur Welt-
versorgung bei, die zwar keinesfalls bagatelli-
siert, aber auch nicht überbewertet werden 
sollte. Mit Bezug auf den Weltbedarf sind sie 
ein „residual supplier", auch wenn über ein 
Drittel des von ihnen erzeugten Getreides in 
den Export geht.

Die Weltmarktposition Nordamerikas, und 
insbesondere die der USA besteht seit den 
fünfziger Jahren. Sie hat sich in den letzten 
Jahren nur wenig verstärkt. Nordamerikani-

scher Weizen wird heute in fast allen Entwick-
lungsländern verbraucht, in denen sich die 
Amerikaner in mehr als zwei Jahrzehnten 
Märkte aufgebaut haben. Dabei spielten die 
aus Agrar-Überschüssen gespeisten Nah-
rungsmittelhilfsprogramme eine entschei-
dende Rolle5). Länder, deren Grundnahrung 
früher vorwiegend aus Reis oder anderen hei-
mischen Getreidearten sowie aus Knollen-
früchten bestand, haben nach jahrzehntelan-
ger Gewöhnung an Nahrungsmittelhilfe ihre 
Verzehrgewohnheiten nicht unwesentlich ge-
ändert; ein fragwürdiges Ergebnis einer auf ei-
ner Kombination von egoistischen und altru-
istischen Motiven beruhenden Politik der 
Nahrungsmittelhilfe.

5) In diesem Zusammenhang ist immer wieder 
daran zu erinnern, daß die Überschüsse nicht für 
Zwecke der Nahrungsmittelhilfe produziert wur-
den, sondern daß die Nahrungsmittelhilfe erdacht 
wurde, um ungeplant anfallende Überschüsse am 
wenigsten sinnlos zu verwenden. Die USA-Nah- 
rungsmittelhilfe erreichte im Erntejahr 1964/65 mit 
etwa 18 Mio. t ihren Höhepunkt. Der Tiefpunkt lag 
1973/74 bei etwa 3,2 Mio. t. In den Jahren 1978/79 
bzw. 1979/80 gingen die USA Verpflichtungen zur 
Gewährung von Nahrungsmittelhilfe in Höhe von 
6,2 bzw. 5,6 Mio. t ein. Die gegenwärtige Planung 
sieht eine Getreidehilfe in einer Größenordnung 
von jährlich 6 bis 7 Mio. t vor.
6) Nahrungsmittelhilfe kann insbesondere in zwei-
facher Hinsicht hemmend auf die Eigenproduktion 
der Empfängeriänder wirken: 1. Verdrängung der 
heimischen Produzenten vom Markte und 2. Beein-
flussung der Regierungen der Empfängerländer da-
durch, daß sie es ihnen erlaubt, überfällige agrarpo-
litische Maßnahmen immer wieder hinauszuschie-
ben. In dem letzterwähnten Sinne kann die Nah-
rungsmittelhilfe wie eine Droge wirken. Es gibt da-
für Dutzende von Beispielen, insbesondere, wenn 
die Nahrungsmittelhilfe in Form von Massenver-
schiffungen („bulk supply") ohne konkrete Verwen-
dungsplanung gewährt wird. Ein gewisser disincen- 
tive effect“ ist hinauszunehmen, solange Nahrungs-
mittelhilfe aus ungeplant anfallenden Agrarüber-
schüssen gespeist wird. „Forward planning" von 
Nahrungsmittelhilfe, wie es von der Welternäh-
rungskonferenz und der FAO propagiert wird, läuft 
auf eine Fehlallokation von Ressourcen hinaus. 
Falls es an ungeplant anfallenden Nahrungsmittel-
überschüssen fehlt, ist es rationeller, dem bedürfti-
gen Land Ressourcen in Form konvertibler Wäh-
rungen zuzuführen, die gegebenenfalls auch zum 
Ankauf von Nahrungsmitteln in Entwicklungslän-
dern verwendet werden können.

Die für Jahrzehnte bestehende Aussicht auf 
Nahrungsmittelhilfe hat sich aber noch in an-
derer Richtung negativ ausgewirkt. Viele Ent-
wicklungsländer — und unter ihnen vor allem 
die großen Hungerländer — vernachlässigten 
jahrelang die Entwicklung ihrer eigenen Land-
wirts 6chaft ).



V. Nahrungsmittelhilfe als kommerzielles und politisches Instrument
Bestand des Motiv für die Gewährung der 
USA-Nahrungsmittelhilfe ursprünglich darin, 
daß Überschüsse losgeschlagen werden soll-
ten, so wurde es im Laufe der Jahre durch wei-
tere Zielsetzungen überlagert oder ergänzt, 
die sich manchmal widersprachen. Hierher ge-
hören kommerzielle Interessen wie z. B. die 
Koppelung der Nahrungsmittelhilfe an die 
Abnahme von Überschußgetreide zu kommer-
ziellen Bedingungen oder der Aufbau künfti-
ger Absatzmärkte. Eine zunehmende Rolle 
spielten — wie auch bei anderen Formen der 
Entwicklungshilfe — politische Zielsetzun- 
gen; nachdem sich Nasser schon im Jahre 1964 
in scharfen Worten gegen eine solche Koppe-
lung gewehrt hatte, lehnte er es zwei Jahre 
später ab, die „mit Blut erkämpfte Freiheit ge-
gen Weizen oder Reis zu verkaufen". Wenige 
Tage vor Allendes Sturz verweigerten die 
USA die Lieferung von Weizen auf Kredit an 
Chile. Einige Wochen danach lieferten sie ein 
Mehrfaches der ursprünglich gewünschten 
Menge. In den Jahren der Knappheit 1973/74 
wurden Länder wie Südvietnam, Südkorea, Pa-
kistan, Indonesien, Ägypten und Jordanien ge-
genüber viel ärmeren Entwicklungsländern 
bevorzugt bedacht. Der USA-Kongress ver-
suchte Ende 1974, hier korrigierend einzugrei-
fen, indem er die Regierung aufforderte, den 
politisch befreundeten Ländern nicht mehr als 
30 Prozent der Nahrungsmittelhilfe zuzuteilen 
und die ärmsten Länder in Südostasien sowie 
in der Sahelzone stärker zu berücksichti-
gen6a).
Es liegen deutliche Anzeichen dafür vor, daß 
in den Monaten nach dem Ausbruch der soge-
nannten Ölkrise im Oktober 1973 in Washing-
ton ernsthafte Überlegungen angestellt wur-
den, die Nahrungsmittelhilfe als Pressionsin-
strument zu benutzen. Man erwog, die ärm-
sten Entwicklungsländer durch Kürzung der 
Nahrungsmittelhilfe zu Interventionen bei 
den Ölländern im Sinne von Preisreduktionen

68) Ein klassisches Beispiel für die Benutzung von 
Nahrung als politisches Druckmittel gaben die USA 
im September 1974, als sie mitten in einer Versor-
gungskrise in Bangladesh, die Einstellung ihrer 
Nahrungsmittelhilfe androhten, weil Bangladesh in 
Aussicht genommen hatte, Jute an Kuba zu liefern. 
Der amerikanische Druck veranlaßte Bangladesh, 
alle Jute-Exporte nach Kuba einzustellen. 

zu veranlassen. Nach kurzem Hin und Her 
und einer Vermittlung des Senators Hubert 
Humphrey wurden solche fragwürdigen Ab-
sichten dann fallengelassen.
Die in den erwähnten Beispielen zu verzeich-
nende Verwendung der Nahrungsmittelhilfe 
als kommerzielles oder politisch-diploma-
tisches Druckmittel unterscheidet sich im 
Prinzip kaum von der Benutzung der Entwick-
lungshilfe im allgemeinen für solche Zwecke. 
Wenn man in solchen Fällen von der „Waffe“ 
Nahrung sprechen will, so könnte man mit 
gleichem Recht von der Entwicklungshilfe- 
Waffe reden, soweit es sich um „tied aid" han-
delt.

Vernachlässigung der Landwirtschaft in den 
Entwicklungsländern

Opfer jeder angespannten Weltversorgungs-
lage mit Nahrungsmitteln sind die Länder, die 
nicht Selbstversorger und daher auf Einfuhren 
angewiesen sind. Trotz zahlloser internatio-
naler Appelle vernachlässigen viele Länder 
ihre Landwirtschaft auch weiterhin und ver-
lassen sich auf N 7ahrungsmittelhilfe ). In die-
sem Zusammenhang muß ein wichtiger, bisher 
wenig bekannter Aspekt herausgestellt wer-
den, der allerdings die Eigenverantwortung 
der Entwicklungsländer selbst nicht ab-
schwächt:
Mindestens bis Ende 1969 waren die USA und 
Kanada gar nicht daran interessiert, daß die 
von ihnen mit Nahrungsmittelhilfe unter-
stützten Länder bald Selbstversorger mit 
Grundnahrungsmitteln würden. Darüber 
machte der Vizepräsident der Rockefeller 
Foundation, Sterling Wortman, in der Septem-
ber-Ausgabe 1976 des angesehenen „Scientific

’) Dazu drastisch, aber treffend der Präsident der 
INTERNATIONAL FEDERATION OF AGRICUL-
TURAL PRODUCERS, M.F. Cracknell (in IFAP 
NEWS, Februar 1980): „The countries which are 
most vulnerable in this area are those developing 
countries which have become increasingly depen- 
dent on imported food. There are some who detect a 
,plot‘ in the development of this Situation. However, 
developing country governments have no one but 
themselves to blame for the systematic neglect of 
their agricultural sector, „more especially the subsi- 
stence farmers for whom the food problem ist gra- 
vest."



American“ so sensationelle Ausführungen, 
daß sie im Original zitiert seien:
'The U. S. Agency for International Develop-
ment, for example, was constrained politically 
until 1969 (as was Canada s, comparable agen-
cy) by reluctance to become involved in direct, 
visible efforts abroad to increase productivity 
of the basic food crops, particularly the cereal 
grains. There was a general belief both in and 
out of government that other nations should 
not be encouraged to increase production of 
those crops for fear of competition with U. S. 
efforts to seil its surplus Stocks or even give 
them away!"
Wortman erwähnt als Beispiel das Zögern von 
AID, das International Rice Research Institute 
in den Philippinen oder das berühmte Interna-
tional Maize and Wheat Improvement Centre 
in Mexico finanziell zu fördern — beides Insti-
tute, die bahnbrechende Erfolge im Rahmen 
der sogenannten „Grünen Revolution" erziel-
ten. Der Druck auf AID kam von der mächti-
gen Agrar-Lobby. AID war bemüht, durch indi-
rekte Transaktionen — z. B. über das World 
Food Programme — trotzdem Anstrengungen 
von Entwicklungsländern zur Steigerung ihrer 
eigenen Nahrungsproduktion zu unterstützen. 
Ein Kurswechsel erfolgte erst, als — so Wort-
man — den verantwortlichen Stellen im Jahr 
1969 klar wurde, daß die steigenden Nah-
rungsdefizite in den Entwicklungsländern 
bald die Produktionskapazitäten der USA und 
der anderen Überschußländer übersteigen 
würden.
Heute unterschreiben die Nordamerikaner 
rückhaltlos die These, daß die Nahrungsmit- 
telerzeugung in den Entwicklungsländern 
selbst mit allen Mitteln gesteigert werden 
muß. Es ist allerdings bezeichnend, daß Henry 
Kissinger noch in seiner Rede auf der Welter-
nährungskonferenz im November 1974 diesen 
zentralen Punkt der Welternährungsstrategie 
erst an zweiter Stelle aufgeführt hat, nämlich 
nach dem Postulat der Steigerung der Nah-
rungsmittelproduktion in den traditionellen 
Exportländern. In der einschlägigen Resolu-
tion der Welternährungskonferenz, die unter 
maßgeblicher Mitwirkung der Nord-
amerikaner zustande kam, steht dann endlich 
die Forderung nach Steigerung der Nahrungs-
produktion in den Entwicklungsländern rich-
tigerweise an erster Stelle. Es liegen keine An-
zeichen dafür vor, daß die USA oder Kanada in 
der heutigen Weltkonstellation die Absicht 

haben, von dieser Linie abzuweichen. Im Ge-
genteil: Die USA gehören heute zu den Indu-
strieländern, die in ihrer Entwicklungshilfe 
der Förderung der Landwirtschaft in den Ent-
wicklungsländern eine besonders hohe Priori-
tät einräumen.

Getreidekartell?

Zu einem mit der Petro Power vergleichbaren 
Pressionsinstrument würde Nahrung allen-
falls dann werden, wenn das weltweite Ange-
bot an Grundnahrungsmitteln, insbesondere 
Getreide, hinter dem Gesamteinfuhrbedarf Zu-
rückbleiben sollte. Eine solche Lage kann 
nicht nur durch ein Zurückbleiben der welt-
weiten Produktion hinter dem steigenden 
Weltbedarf (bei gleichzeitiger Erschöpfung 
der nationalen und internationalen Vorräte) 
entstehen, sondern auch durch die — rein 
technisch gesehen denkbare — Bildung eines 
Getreidekartells, das das Angebot knapp hält 
Etwa 93,3 Prozent der Weltexporte von Wei-
zen und Futtergetreide entfielen 1979 auf nur 
sechs Liefergeb 8iete ). Ein solches Kartell hätte 
eine fast monopolartige Stellung. Der OPEC 
auf dem Olgebiet könnte eine OGEC (Organi-
sation of Grain Exporting Countries) bei Ge-
treide entsprechen (etwa unter dem Motto 
„Food for Crude“— Nahrung für Rohöl).
Es liegen keine Anzeichen dafür vor, daß es in 
absehbarer Zeit zu einem Nahrungsmittelkar-
tell kommen könnte. Die Nordamerikaner hät-
ten gegenwärtig nichts durch ein Kartell zu 
gewinnen. Im übrigen würde keine USA-Re-
gierung das internationale Odium der Tolerie-
rung einer Kartellbildung mit dem — für die 
Produzenten einzig interessanten — Ziel der 
Preisanhebung auf sich nehmen wollen. Ähnli-
che Erwägungen gelten auch für die anderen 
Hauptproduktionsländer, insbesondere aber 
für Argentinien. In Argentinien fehlt es z. B. an 
den erforderlichen Speicherkapazitäten; in 
Überschußperioden würde das Land sich 
schwer tun, den Kartellpreis zu garantieren.
In dem Gesamtzusammenhang darf auch nicht 
übersehen werden, daß die Agrarproduktion 
im Gegensatz zu den sich erschöpfenden Erd-
ölvorkommen auf erneuerbaren Ressourcen

8) USA Kanada, Argentinien, Australien, EG, Süd-
afrika.



beruht Eine bewußte Drosselung der Produk-
tion würde sowohl für die Zahlungsbilanz als 
auch für die Einkommen der Farmer in den am 
Kartell beteiligten Ländern entsprechende 
Ausfälle bedeuten, die nicht einmal teilweise 
durch Erhaltung der Ressourcen für die Zu-
kunft kompensiert wird, wie dies bei öl der 
Fall ist. Gerade der letzte Punkt hebt das Pro-
blem eines Getreidekartells wesentlich von 
dem des Ölkartells ab. Nicht außer acht zu las-
sen ist auch der für ein Getreidekartell desta-
bilisierend wirkende Faktor der Wetterunsi-
cherheit.
Das Gewicht eines Getreidekartells als eines 
möglichen Instruments von Food Power sollte 
daher nicht überschätzt werden. Es wird ge-
genwärtig durch das Machtpotential der 
OPEC übertroffen. Die OPEC-Länder kontrol-
lieren nicht nur fast den gesamten Erdölex-
port, sondern außerdem mehr als 50 Prozent 
der Weltproduktion des nicht erneuerbaren 
Rohstoffes Erdöl. Der volle Einsatz der „Öl- 
Waffe" hätte nicht nur eine Schnellwirkung, 
sondern er könnte auch mittelfristig nicht 
kompensiert werden. Wenn ein Getreidekar-
tell sich zu einem vollen Lieferstopp entschlie-
ßen sollte, so hätte das kurzfristig ernste Fol-
gen, aber schon mittelfristig könnten sich die 
betroffenen Länder selbst helfen, indem sie 
ihre Eigenanstrengungen erhöhen.

Ungenutztes Produktionspotential in den 
Entwicklungsländern

Damit ist der Kernpunkt des ganzen Food-Po-
wer-Problems berührt. Während es auf dem 
Energiegebiet bisher keine überzeugende 
Antwort auf das Drohpotential der OPEC gibt, 
sprechen alle Anzeichen dafür, daß es auf dem 
Gebiet der Nahrungsversorgung möglich 
wäre, weltweit — insbesondere auch in den 
meisten Entwicklungsländern — die benötig-
ten Grundnahrungsmittel zu erzeugen.
Nach herrschender Meinung ist das Potential 
der Entwicklungsländer zur Steigerung ihrer 
Nahrungsproduktion sowohl von der techni-
schen als auch der ökologischen Seite her 
noch beträchtlich. Die überwiegend für erfor-
derlich gehaltene Steigerungsrate der Nah-
rungsproduktion um etwa vier Prozent jähr-
lich ist — technisch gesehen — keine Utopie, 
falls es gelingt, das Potential auch unter sozio-
ökonomischen Aspekten zu mobilisieren.
Außer auf eine durch Erweiterung der An-
bauflächen zu erzielende Produktionssteige-
rung, für die noch beträchtliche Möglichkei-
ten bestehen, ist das Schwergewicht vor allem 
auf die Intensivierung der Erzeugung auf den 
bereits kultivierten Flächen zu legen. Die 
Agrartechnik hat hier in den letzten Jahrzehn-
ten beachtliche Fortschritte gemacht.

VI.
Neben der technischen Dimension des Welt-
ernährungsproblems darf freilich die andere, 
noch komplexere Seite des Problems nicht 
übersehen werden, nämlich die sozio-ökono-
mische. Ohne eine Lösung der diesbezügli-
chen Fragen, die auch einen direkten und indi-
rekten Einfluß auf den Geburtenzuwachs ha-
ben’), würde selbst die modernste Technolo-

9) Die bisherigen Erfahrungen mit Programmen der 
.Familienplanung'' haben gezeigt, daß solche 
Programme nur dann „greifen", wenn sie in der Ziel-
bevölkerung den Wunsch erwecken, ihre Familien 
klein zu halten, obwohl auch heute noch die Bevöl-
kerung in den meisten Entwicklungsländern tradi-
tionell aus kulturellen, sozialen und wirtschaftli-
chen Motiven ganz bewußt eine große Kinderzahl 
wünscht. Das Vorantreiben der sozio-ökonomi-
schen Entwicklung ist daher entscheidend für die 
Reduzierung der Fruchtbarkeit.

Die sozio-ökonomische Dimension
gie wenig nützen. In diesem Zusammenhang 
sind z. B. die fundamentalen Probleme Landre-
form' ) und eine die Produktion stimulierende 

11Preispolitik ) zu erwähnen. Mindestziel einer 
Strategie zur Vermeidung einer Welternäh-
rungskrise muß es sein, trotz des anhaltenden

10) Dabei handelt es sich vor allem um das Problem 
des Zugangs zu Land und Wasser. Die Lage ist von 
Land zu Land verschieden. Die Frage kann durch 
den bloßen Erlaß von Landreformen nicht gelöst 
werden. An einschlägigen Gesetzen fehlt es in den 
meisten Ländern nicht. Wie aber der tansanische 
Staatspräsident Julius Nyerere auf der Weltkonfe-
renz über Agrarreform (Rom, Juli 1979) treffend be-
merkte, sind „diese Gesetze in zu vielen Fällen rein 
kosmetischer Art“.
11) Wenn eine Regierung die Produzentenpreise 
niedrig hält, um städtische Verbraucher mit niedri-
gen Einkommen zu subventionieren, entfällt für die 
Produzenten der Anreiz zur zusätzlichen Erzeu-
gung.



Bevölkerungswachstums wenigstens zu ver-
hindern, daß die Pro-Kopf-Erzeugung an Nah-
rung unter den heutigen Stand sinkt.
Die Lösung der sozio-ökonomischen Dimen-
sion erfordert tiefgreifende, mutige politische 
Entscheidungen, die nicht nur in die ländli-
chen, sondern auch in die zentralen Macht-
strukturen vieler Staaten eingreifen. Während 
hinsichtlich der technischen Aspekte (der Pro-
duktionsseite im engeren Sinne) äußere Hilfe 
(in Form der technischen und der Kapitalhilfe) 
die Eigenanstrengungen der Entwicklungslän-
der nützlich unterstützen kann, liegt die Last 
der inneren politischen Entscheidungen voll 
bei den Entwicklungsländern selbst Keine 
wie immer ausgestaltete neue internationale 
Wirtschaftsordnung würde an dieser Situation 
etwas ändern, solange es an dem politischen 
Willen zur Änderung der inneren Ordnung 
fehlt

Drohung eines „absoluten" weltweiten Nah-
rungsdefizits?

Sollte es den Entwicklungsländern in den 
nächsten Jahrzehnten nicht gelingen, das er-
wähnte Mindestziel zu erreichen, so wäre an-
gesichts des Bevölkerungswachstums ein Ab-
sinken der Pro-Kopf-Produktion die Folge. So-
bald das dann entstehende Defizit nicht mehr 
weltweit durch Überschüsse ausgeglichen 
werden kann, wäre die Situation eines „absolu-
ten " Nahrungsmitteldefizits gegeben.
Eine solche Situation wäre dadurch gekenn-
zeichnet, daß die physisch verfügbaren Nah-

rungsressourcen (sei es aus der laufenden Pro. 
duktion, sei es aus Vorräten) nicht einmal 
mehr ausreichen würden, um auch nur den ge-
genwärtigen prekären Ernährungsstandard in 
einigen Regionen aufrechtzuerhalten, und 
zwar ohne Rücksicht auf Kaufkraft oder die 
Verfügbarkeit an konvertiblen Devisen. Bis-
her gab es eine solche Lage nicht. Den Defizi-
ten in einigen Gebieten stand jeweils ein 
Überschuß in anderen gegenüber: Wer auch 
höhere Preise bezahlen konnte, kam durch die 
Krise.

Einer solchen Dauerkrise würden voraussicht-
lich Spannungssituationen von unterschiedli-
cher Dauer und Intensität vorausgehen, die 
durch weltweite klimatische Schwankungen 
— Trockenheit, Überflutungen usw. — ausge-
löst werden und die den Abbau der Vorräte 
beschleunigen. Solche akuten Spannungssi-
tuationen könnten wahrscheinlich wie bisher 
im Rahmen der internationalen Solidarität in 
ihren Auswirkungen gelindert werden. Der — 
über akute Notlagen hinausgehende — Zu-
stand eines „absoluten" Nahrungsdefizits aber 
entspräche der Lage, welche das Triage- und 
das Rettungsbootkonzept unterstellten. An-
gesichts der Bedeutung der Sicherstellung des 
Nahrungsminimums in der Rangskala 
menschlicher Grundbedürfnisse würde in ei-
ner solchen Situation ein Produzenten-Oligo- 
pol eine Machtposition haben, die die der 
OPEC noch wesentlich überträfe. Dabei wird 
allerdings vorausgesetzt, daß das Produzen- 
ten-Oligopol Überschüsse produziert oder 
über Vorräte verfügt.

VII. Nationale Strategiepläne als Ansatzpunkt für eine Wende?

Wie bereits dargelegt, wäre es „an sich" 
möglich, das Eintreten einer solchen Kata-
strophenlage zu verhindern. Leider kann 
keine optimistische Voraussage darüber ge-
macht werden, ob die Entwicklungsländer für 
die Durchsetzung des umfassenden Bündels 
von Maßnahmen zur Sicherung ihrer Nah-
rungsversorgung über den erforderlichen poli-
tischen Willen hinaus auch die politische 
Kraft aufbringen werden.

Immerhin wird das jahrzehntelang von den 
meisten Entwicklungsländern vernachlässigte 

Agrarproblem heute weithin klarer erkannt 
als noch vor einigen Jahren. Das gilt auch für 
die innerpolitischen Aspekte. Ansatzpunkt für 
eine Wende könnte möglicherweise das vom 
UN-Welternährungsrat auf seiner Sitzung in 
Ottawa im September 1979 akzeptierte — an 
sich nicht neue — Konzept nationaler Strate-
giepläne werden. Die Entwicklungsländer sol-
len nach diesem Konzept Pläne für eine na-
tionale Ernährungsstrategie (Maßnahmen zur 
Produktionssteigerung und zur Verbesserung 
der Verteilung) ausarbeiten, für deren Ver-
wirklichung sie auch von außen (bi- und multi-



lateral) Hilfe erhalten würden12 ). Der Welter- 
nährungsrat übt im Gesamtzusammenhang 
eine katalytisch-politische und interdiszipli-
när koordinierende Funktion aus.

12) Die Pläne sollen als „Schlüsselmechanismen“ 
dienen und die Priorität des Nahrungssektors nach 
innen und außen herausheben. Dabei soll auch eine 
Straffung und Koordinierung der für den Agrarsek-
tor zuständigen — sich vielfach überschneidenden 
— staatlichen Stellen angestrebt werden. Die Pla-
nung soll zudem die Möglichkeiten zu einer Ver-
stärkung des institutioneilen Instrumentariums be-
rücksichtigen, um eine Erhöhung der Absorptions-
fähigkeit für zusätzliche Investitionen zu ermögli-
chen. Seit Herbst 1979 haben sich bereits 32 Länder 
(unter ihnen 19 afrikanische) zur Ausarbeitung von 
Strategieplänen entschlossen und in diesem Zusam-
menhang um zusätzliche äußere technische Hilfe 
ersucht.
13) Worldwatch Paper No. 2: „The Politics and Res- 
ponsibility of the North American Breadbasket", 
1975.

Es ist bezeichnend, daß (nicht zuletzt auf Be-
treiben von FAO-Generaldirektor Saouma) 
gegen ein solches — von außen zu unterstüt-
zendes — Strategiekonzept u. a. auch der Ein-
wand erhoben worden ist, die in diesem Zu-
sammenhang gewährte Hilfe könne eine „Ein-
mischung" in die inneren Verhältnisse der 
Länder bedeuten. Mit Recht hat Lester 
Brown13 ) darauf erwidert, daß „die Ernäh-
rungspolitik nicht länger als ein isoliertes, von 
der Gesamtwelternährungslage unabhängiges 
Problem behandelt werden kann“. Wenn alle 
Länder „von den gegebenen Ressourcen und 
der Zusammenarbeit mit anderen Ländern ab- 
hängen", so ist heute kein Land wirklich souve-
rän.
Eine der Grundfragen geht dahin, ob die Ent-
wicklungsländer — insbesondere die Nah-
rungsdefizit-Länder — im Rahmen von „maß-
geschneiderten“ nationalen Agrarstrategieplä-
nen auch bereit und in der Lage sein werden, 
die sozio-ökonomischen Aspekte zu berück-
sichtigen, d. h. auch interne Reformen durch-
zuführen. Könnte diese Frage bejahend beant-
wortet werden, so würde sich die Gefahr eines 
.absoluten" Nahrungsdefizits für die meisten 
Länder vermindern.

Begrenzte Wirksamkeit äußerer Hilfe

Wenn das Machbare nicht gemacht wird und 
die Entwicklungsländer ihre inneren Angele-
genheiten nicht in irgendeiner Weise ordnen 

können, so kann auch eine sehr großzügig be-
messene äußere Hilfe in dem Gesamtzusam-
menhang nicht mehr als akzessorische und 
vielleicht katalytische Wirkung haben. Hilfe 
kann auf die inneren politischen Verhältnisse 
kaum mehr als marginal einwirken. Interna-
tionale Organisationen — insbesondere die 
Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation 
der UNO (FAO) — tun den Entwicklungslän-
dern keinen Gefallen, wenn ihre Spitzenfunk-
tionäre aus opportunistischen Erwägungen 
die wirklichen Kausalzusammenhänge igno-
rieren und die Bedeutung sowie die Wir-
kungsmöglichkeiten äußerer Hilfe unvertret-
bar hochspielen. Falsch dosierte oder ange-
setzte Hilfe kann sogar die Verschleppung 
überfälliger Eigenmaßnahmen politischer und 
struktureller Art zur Folge haben. Die Erfah-
rungen mit der Nahrungsmittelhilfe stellen in 
diesem Zusammenhang ein warnendes Bei-
spiel dar.

Diejenigen Länder, die es schaffen, dank einer 
richtigen Kombination von Eigenanstrengun-
gen und äußerer Hilfe ihre Nahrungsversor-
gung sicherzustellen, würden die „Waffe Nah-
rung" stumpf machen.

Aber für die Länder, denen es — aus eigener 
Schuld oder nicht — nicht gelingt, wenigstens 
den Minimalbedarf an Nahrung selbst zu dek- 
ken, würde im Falle eines „absoluten" Nah-
rungsdefizits die Katastrophensituation akut 
werden, welche in der Diskussion um das Tria-
ge- bzw. Rettungsbootkonzept unterstellt zu 
werden pflegt. Da in der hypothetisch unter-
stellten Lage die weltweiten Überschüsse 
nicht für alle Defizitländer ausreichen wür-
den, hätten die Überschußländer dann in der 
Tat Entscheidungen über Leben oder Tod von 
Millionen Menschen zu treffen. Sie müßten 
nach Kriterien dafür suchen, welchen Ländern 
geholfen werden soll und welchen nicht.

In einem offiziellen Hearing im USA-Kongreß 
hielt der Öko-Biologe Garrett Hardin (Califor-
nia University) an seiner in vielen Publikatio-
nen vertretenen These fest: „Wenn das Boot 
sinkt, ertrinken alle. Complete justice, com- 
plete catastrophe." Der Leiter des Kongreß- 
Unterausschusses, vor dem das Hearing statt-
fand, Representative John Dingell, war in ei-
nem Interview mit der „New York Times" in 
seiner Schlußfolgerung nicht weniger deut- 



lieh: „Wir können solche Entscheidungen we-
der moralisch noch politisch treffen." Aber — 
so meinte Dingell — manche politischen Ent-
scheidungen werden nicht bewußt getroffen, 
sondern ergeben sich von selbst: „The hard fact 
of the matter is that nature is probably going to 
make those judgements for us ... Triage is go-
ing tocome upon us whether we like it or not.“ 
Angesichts einer gewissen weltweiten ideolo-

gischen Kampagne kann nicht deutlich genug 
wiederholt werden, daß sich die Amerikaner 
eine solche Situation nicht nur nicht herbei- 
wünschen, sondern daß sie mit allen Kräften 
bemüht sind, die drohende Gefahr abzuwen-
den. Die volle Verantwortung liegt eindeutig 
bei den Entwicklungsländern selbst. Sie sind 
Meister ihres eigenen Schicksals. Übrigens: 
The New Economic Order begins at home!



Udo Ernst Simonis: Kritik der entwicklungspolitischen Empfehlungen der 
Nord-Süd-Kommission
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 37—38/80, S. 3—15
Der Bericht der „Unabhängigen Kommission für Fragen der Internationalen Entwicklung“ 
(Brandt-Bericht) hat ein weltweites Echo gefunden. Wie selten oder nie zuvor wurde mit 
diesem Bericht die Aufmerksamkeit darauf gelenkt, daß der Stand und die zukünftige Ent-
wicklung der Beziehungen zwischen den Industrie- und den Entwicklungsländern zu einer 
der Kernfragen in der Welt geworden sind. Die Bundesregierung und der Minister für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit haben den Bericht ausdrücklich begrüßt und die Hoffnung 
zum Ausdruck gebracht, daß die Analysen und Empfehlungen der Kommission der gemein-
samen Suche nach ausgewogenen Lösungen, die den Interessen von Nord und Süd Rech-
nung tragen, neue Impulse verleihen mögen.
Die vorliegende Auseinandersetzung mit dem Bericht der Nord-Süd-Kommission stellt 
diese Hoffnung und die Notwendigkeit der gemeinsamen Suche nach Lösungen für die zwi-
schen „Nord" und „Süd“ anstehenden Probleme nicht in Frage. Sie unternimmt jedoch den 
Versuch einer systematischen Kritik an den Analysen und Empfehlungen der Kommission 
— aus der Überzeugung heraus, daß ausgewogene Lösungen nicht allein aus normativen 
Postulaten über wünschenswerte Entwicklungen, sondern nur bei Beachtung der vorhan-
denen (und verbleibenden) Interessengegensätze und der Probleme der praktizierten natio-
nalen und internationalen Entwicklungspolitik entstehen können. Hierzu werden zunächst 
die Reichweite und Dringlichkeit der von der Kommission vorgelegten Analyse des 
Standes und der Entwicklungstendenzen der Nord-Süd-Beziehungen betrachtet und eine 
Einschätzung der Methodik der entwicklungspolitischen Strategiebildung des Berichts 
vorgenommen. Das Grundverständnis des Berichts steht im Vordergrund des ersten Teils 
der Betrachtungen; dabei wird die Frage gestellt, ob die von der Kommission postulierte 
„Gemeinsamkeit der Interessen von Nord und Süd“ und der von ihr propagierte wirtschafts-
politische „Welt-Keynesianismus" realistisch sind angesichts der tatsächlichen und voraus-
sichtlichen Entwicklungen in der Welt und ob dieses Grundverständnis inhaltlich zu mehr 
führen kann als bloß zu einem Konkordat der Eliten von Nord und Süd.
Im zweiten Teil unterzieht der Verfasser den Bericht der Kommission einer ausgewählten, 
speziellen Kritik, im Sinne einer kritischen Einschätzung jener Empfehlungen der Kommis-
sion, mit denen er nicht übereinstimmt bzw. bei deren Umsetzung in entwicklungspoliti-
sche Praxis er die größten Schwierigkeiten sieht. Diese Kritik folgt den einzelnen Kapiteln 
des Berichts und bezieht sich sowohl auf methodische als auch auf inhaltliche Fragen nach 
den Zielen, Instrumenten und Institutionen der nationalen und internationalen Entwick-
lungspolitik. Sie ist getragen von der Annahme, daß entwicklungspolitischer Fortschritt 
nur aus der Kritik dessen resultiert, was man bereits weiß und tut — und sie endet mit dem 
Aufruf, die weitere Diskussion des Berichts der Nord-Süd-Kommission unter das Motto zu 
stellen: „Prüft alles — behaltet das Gute!"

Markus Timmler: Die wirtschaftliche und politische Bedeutung der UNC- 
TAD
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 37—38/80, S. 17—36
Die 1964 gegründete UNCTAD ist auf Drängen der Entwicklungsländer und gegen den hin-
haltenden Widerstand der Industriestaaten zustande gekommen. Der UNCTAD gehören 
zur Zeit 161 Staaten an. Sie ist damit die größte Völkergemeinschaft und umfassender als 
die Vereinten Nationen mit ihren 153 Mitgliedern. Kristallisationspunkt der sehr vielfälti-
gen Tätigkeiten der UNCTAD ist die Förderung des internationalen Handels als Mitte) der 
wirtschaftlichen Entwicklung, vor allem der Staaten der Dritten Welt, und der internatio-
nalen Umstrukturierung.
Für die Errichtung der UNCTAD waren zwei Gründe maßgebend: Zum einen verkannten 
die entwickelten Staaten die zukunftsträchtige politische Bedeutung der Dritten Welt, de-
ren Länder bei Erlangung der Unabhängigkeit um 1960 politisch, wirtschaftlich und militä-
risch völlig unbedeutend waren. Zum anderen meinten die Industriestaaten, über die Roh-
stoffe, Arbeitskräfte und Standortvorteile der Länder Afrikas, Asiens und auch Lateiname-
rikas wie eh und je auch in Zukunft entsprechend ihren Bedürfnissen nach eigenem Gut-
dünken verfügen zu können.
Die jungen Staaten ihrerseits erkannten sehr bald, daß die politische Souveränität ohne ein 
Mindestmaß auch wirtschaftlicher Eigenständigkeit wertlos ist. Diese streben sie mit Hilfe 
der UNCTAD an. Die Industriestaaten hingegen sind nach wie vor der Meinung, daß allein 
das von ihnen 1948 gegründete GATT geeignet sei, die Entwicklungsländer in die interna-
tionale Wirtschaft einzubeziehen.



Bisher haben fünf weltweite Tagungen der UNCTAD stattgefunden. Alle waren für die Ent-
wicklungsländer insofern ein Erfolg, als sie ihre wirtschaftspolitische Stellung im interna-
tionalen Kräftespiel verbessern konnten. Zugleich offenbarten diese Konferenzen die zu-
nehmende Bedeutung der Dritten Welt für die Erhaltung des Friedens sowie für eine ge-
deihliche soziale und wirtschaftliche Zukunft der Völkergemeinschaft. Schließlich hat die 
UNCTAD neben zahlreichen Studien und Analysen internationaler wirtschaftlicher wie 
sozialer Probleme in den Bereichen Rohstoffe, Handel, internationales Transportwesen, 
Schiffahrt, Technologietransfer konkrete Vorschläge erarbeitet und Abmachungen herbei-
geführt, die die immer noch anzutreffende Behauptung widerlegen, es handele sich bei 
UNCTAD um eine „Schwatzbude“, die keinerlei praktische Ergebnisse zeitige. Vielmehr hat 
sich die „Konferenz der Vereinten Nationen für Handel und Entwicklung" als ein interna-
tionales Diskussionsforum erwiesen, das geeignet ist, globale Probleme umfassend zu dis-
kutieren und für ihre Lösung globale Vorschläge zu erarbeiten.

Otto Matzke: Nahrung als Waffe?
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 37—38/80, S. 37—46
Nachdem die USA gegenüber der Sowjetunion ein Getreideembargo verhängt haben, ist 
wieder einmal das Schlagwort „Nahrung als Waffe“ aktuell geworden. Es wäre verfrüht, be-
reits heute von dem „Erfolg" oder „Mißerfolg" dieses Embargos zu sprechen. Der Grundsatz-
diskussion über das Schlagwort „Nahrung als Waffe" hat eine Studie des USA-Geheimdien-
stes CIA vom Herbst 1974 Auftrieb gegeben. Sie ist aber oft irreführend zitiert worden, so-
weit sie von der potentiellen „life and death power" der USA „über das Schicksal der armen 
Menschenmassen“ spricht.
Nahrung wird nicht schon dadurch zum Druckmittel, weil es Länder gibt, die für ihre Ver-
sorgung auf Einfuhren angewiesen sind. Solange das weltweite Angebot ausreicht, verleiht 
die Verfügbarkeit über Grundnahrungsmittel keine spezifische Machtposition.
Auf die USA und Kanada entfallen zwar 70 Prozent der Weltexporte an Weizen und Futter-
getreide. Aber ihr Anteil an der gesamten Weltgetreideproduktion macht nur etwa 8,3 Pro-
zent aus. Wenn die Nahrungsdefizitländer ihre Erzeugung nur geringfügig steigern wür-
den, könnte ein etwaiger Ausfall der amerikanischen Lieferungen kompensiert werden.
Auch wenn gegenwärtig etwa 93 Prozent der Weltexporte von Weizen und Futtergetreide 
auf nur sechs Liefergebiete entfallen, sollte das Gewicht eines etwaigen Getreidekartells 
nicht überschätzt werden. Es wird gegenwärtig durch das Machtpotential der OPEC über-
troffen, welche nicht nur fast den gesamten Erdölexport, sondern auch mehr als 50 Prozent 
der Weltproduktion von Erdöl kontrolliert. Wesentlich ist auch, daß die Agrarproduktion 
im Gegensatz zu den sich erschöpfenden Erdölvorkommen auf erneuerbaren Ressourcen 
beruht. Der volle Einsatz der „Ol-Waffe" hätte nicht nur eine schnelle Wirkung, sondern er 
könnte auch mittelfristig nicht kompensiert werden. Ein voller Lieferstopp eines Getreide-
kartells hätte kurzfristig ernste Folgen. Aber schon mittelfristig könnten sich die betroffe-
nen Länder selbst helfen.
Das Potential zur Erzeugung von Grundnahrungsmitteln in den Entwicklungsländern ist 
noch längst nicht voll genutzt Allerdings hat die Steigerung der Nahrungsproduktion ne-
ben der technischen auch eine noch komplexere sozio-ökonomische Dimension, welche 
tiefgreifende innere Entscheidungen der Entwicklungsländer erfordert. Äußere Hilfe kann 
zur Problemlösung allenfalls einen marginalen Beitrag leisten.
Sollte es den Nahrungsdefizitländern jedoch nicht gelingen, ihre Eigenproduktion ausrei-
chend zu steigern, so könnte die Situation eines „absoluten" (weltweiten) Nahrungsdefizits 
eintreten. In einer solchen Lage würden die Überschußproduzenten eine Machtposition ha-
ben, welche die der OPEC noch wesentlich überträfe. Sie hätten sodann über Leben oder 
Tod von Millionen Menschen zu entscheiden.


